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A. Vorbemerkung und Priifgegenstand

Mit dem Zensusgesetz 2021 vom 26.11.2019 (BGBI. | S. 1851) ordnete der Bun-
desgesetzgeber die DurchfUhrung einer Bevélkerungs-, Gebdude- und Woh-
nungszahlung im Jahr 2021 an. Das Bundesgesetz regelt die Art und Weise der
Durchfuhrung dieser Zahlung nicht abschlieBend. Es Uberldsst den Bundeslan-
dern einen Gestaltungsspielraum. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Ein-

richtung weiterer Erhebungsstellen (vgl. § 19 Zensusgesetz 2021).

Ausgehend davon hat der Landesgesetzgeber in Sachsen-Anhalt zunachst das
Zensusausfihrungsgesetz 2021 erlassen. Er ordnete die Einrichtung von Erhe-
bungsstellen auf kommunaler Ebene an. Zum Ausgleich der entstehenden Kos-
ten fUr die Stadte und Gemeinden traf er in § 12 ZensusausfUhrungsgesetz eine
Regelung Kostenerstattung. Daran halt auch das Zensusausfuhrungsgesetz
2022 - das wegen der Verschiebung des Zensus 2021 auf Grund der Corona-

Pandemie erlassen wurde - fest.

Im Gesetzgebungsverfahren zum Zensusausfuhrungsgesetz 2021 nahmen die
Kommunalen Spitzenverbande Sachsen-Anhaltes dahingehend Stellung, dass
die Regelung zur Kostenerstattung unangemessen sei und nicht im Einklang mit

dem Konnexitdtsgrundsatz nach Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf stehe.

Diesen Gedanken nimmt unser Gutachten auf. Es legt dar, dass der Wortlaut
~angemessener Ausgleich™ im Sinne des Art. 87 Abs. 3 LSAVerf bislang verfas-
sungsgerichtlich nicht konkretisiert ist. Eine Kommunalverfassungsbeschwerde
kann damit zur Rechtsfortbildung beitragen und sowohl dem Landesgesetzgeber
als auch den betroffenen Kommunen Rechtssicherheit mit Blick auf den finan-

ziellen Ausgleich bei AufgabenUbertragungen geben.
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B. Ergebnisse

Diejenigen Kommunen, die Erhebungsstellen im Sinne des ZensAG 2022 LSA
sind, kdnnen eine zuldssige Kommunalverfassungsbeschwerde auf den Weg
bringen und riigen, dass § 12 ZensaAG 2022 LSA mit Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSA-

Verf nicht vereinbar ist.

FUr die Begrindetheit dieser Kommunalverfassungsbeschwerde kommt es
auf die Auslegung des Wortlautes ~angemessen" gemaf
Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf an.

Bislang hat sich das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt zu der Aus-
legung des Verfassungswortlautes ,angemessen™ nicht detailliert geduBert.
Auch auf den hiesigen Fall eindeutig Ubertragebare Rechtsprechung gibt es

- nach unserer Kenntnis - nicht

Es spricht auf Grundlage der uns vorliegenden Unterlagen aber einiges da-
fir, dass § 12 ZensaAG 2022 LSA keinen angemessenen Ausgleich fir die

Kommunen regelt.

Auch wenn damit kein Votum fir einen ,sicheren Sieg” vor dem Landesver-
fassungsgericht abgegeben werden kann, gilt: Die Befassung des Landes-
verfassungsgerichts Sachsen-Anhalt mit der Frage, wie der Verfassungs-
wortlaut ,angemessen” im Einzelfall auszulegen ist, fohrt in jedem Falle zu
mehr Rechtsklarheit fir zukinftige Regelungen und ist zudem geeignet,
dem Landesgesetzgeber bei der Regelung des finanziellen Ausgleichs fir

Aufgabenibertragungen klare Grenzen zu setzen.
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C. Sachverhalt

Unserer Profung legen wir den nachstehenden Sachverhalt zu Grunde:

1. Mit dem Zensusgesetz 2021 (ZensG 2021) vom 26.11.2019 (BGBI. | S. 1851) ord-
nete der Bundesgesetzgeber die DurchfUhrung einer Bevolkerungs-, Gebdude-
und Wohnungszahlung im Jahr 2021 an. Das Bundesgesetz regelt die Art und
Weise der Durchfohrung dieser Z&hlung nicht abschlieBend. Es Uberladsst den

Bundeslandern insoweit einen Gestaltungsspielraum.

Wortlich normiert § 19 ZensG unter der Uberschrift ,Weitere Erhebungsstellen®:

.(1)  Zur Durchfihrung der Erhebungen nach den §§ 9,11,14,22,24 Absatz 4
und § 29 Absatz 1 Satz 3 kénnen die Ldnder neben den statistischen
Amtern der Lander weitere Erhebungsstellen einrichten. Diesen Erhe-
bungsstellen kénnen auch Aufgaben Ubertragen werden, die nach die-
sem Gesetz von den statistischen Amtern der Lander zu erfillen sind.

(2) Diese Erhebungsstellen sind rdumlich, organisatorisch und personell
von anderen Verwaltungsstellen zu trennen. Es ist sicherzustellen, dass
die erhobenen Angaben nicht fir andere Aufgaben verwendet werden.

(3) Diein diesen Erhebungsstellen tétigen Personen sind schriftlich zu ver-
pflichten, das Statistikgeheimnis zu wahren und auch solche Erkennt-
nisse Uber Auskunftspflichtige geheim zu halten, die gelegentlich ihrer
Tétigkeit gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach Beendi-
gung der Tatigkeit in den Erhebungsstellen.”

2. Das Land Sachsen-Anhalt hat von dem ihm zustehenden Gestaltungsspielraum
zur Durchfuhrung der Erhebungen mit dem Zensusausfuhrungsgesetz 2021
(ZensAG 2021 LSA) Gebrauch gemacht.

Im Gesetzentwurf vom 19.02.2020 fuhrt die Landesregierung ganz allgemein
zum ZensAG 2021 LSA das Folgende aus:
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.Der Gesetzentwurf enthalt im Artikel 1 die ergénzenden Vorschriften zur
Durchfihrung des Zensus 2021 und schafft mit den organisations- und ver-
fahrensrechtlichen Bestimmungen die rechtlichen Voraussetzungen fir die
Durchfihrung der Bevélkerungs-, Gebdude- und Wohnungszahlung im Jahr
2021 in Sachsen-Anhalt. Er sieht die Verpflichtung ausgewahlter Gemeinden
zur ortlichen Durchfihrung des Zensus und die Einrichtung értlicher Erhe-
bungsstellen vor. Der Gesetzentwurf enthalt zudem Regelungen zur Einrich-
tung und Organisation der o6rtlichen Erhebungsstellen, insbesondere zur Si-
cherung der rédumlichen, organisatorischen und personellen Trennung von
anderen Verwaltungsstellen, der Wahrung des Statistikgeheimnisses und des
Datenschutzes sowie zur Bestimmung der Aufgaben der 6rtlichen Erhebungs-
stellen und zum Einsatz von Erhebungsbeauftragten. Der Gesetzentwurf sieht
auch eine Regelung zur Kostenerstattung an die Gemeinden zum Ausgleich
der bei ihnen entstehenden finanziellen Mehrbelastungen vor."

Die Regelung zur Kostenerstattung an die Gemeinden zum Ausgleich der bei
ihnen entstehenden finanziellen Mehrbelastungen war § 12 ZensAG 2021 LSA zu

entnehmen.

Dieser sah seinem Wortlaut nach vor:

.(1) Das Land gewdhrt den Gemeinden, bei denen értliche Erhebungsstellen
eingerichtet worden sind, fir die mit diesem Gesetz verbundenen
Mehrbelastungen einen finanziellen Ausgleich in Héhe von insgesamt
10 060 540 Euro. Der Mehrbelastungsausgleich bemisst sich nach Art
und Umfang der durch die jeweilige 6rtliche Erhebungsstelle wahrge-
nommenen Aufgaben nach § 6.

(2)  Fur die Einrichtung und den Betrieb einer értlichen Erhebungsstelle er-
halten die festgelegten Gemeinden je einen Betrag in Hohe von 101 000
Euro. Zunachst erfolgt im vierten Quartal 2020 eine Abschlagszahlung
in H6he von 56 000 Euro. Die Restzahlung erfolgt zum 30. Juni 2021.

(3) Die Erstattung der variablen Aufwendungen erfolgt:

1. aufwandsbezogen in H6he von 18 Euro je in die Stichprobe nach § 11
Abs. 1 Satz 1 des Zensusgesetzes 2021 einbezogene Person,

2. pauschal fir die Durchfihrung der Befragungen an Anschriften mit
Sonderbereichen in Héhe von je 51 000 Euro fir die kreisfreien Stadte
Halle (Saale) und Magdeburg sowie je 15 000 Euro fiir die Gibrigen Ge-
meinden mit eingerichteter ortlicher Erhebungsstelle.

Die Zahlungen erfolgen jeweils zum 30. Juni 2021. Damit sind samtliche Er-
stattungsanspriche abgegolten.”
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Wegen der Corona-Pandemie fand der Zensus 2021 nicht statt. Mit dem ,Gesetz
zur Verschiebung des Zensus" (ZensG 2022) - das am 10.12.2020 in Kraft trat
- veranderte der Bundesgesetzgeber das ZensG 2021 dahingehend, dass der

neue Stichtag nunmehr der 15. Mai 2022 ist.

Weitere Anderungen nahm der Bundesgesetzgeber nicht vor. Insbesondere gilt
§ 19 ZensG 2021 unverdndert auch im ZensG 2022 fort. Der Gestaltungsspiel-
raum der Lander die Einrichtung von Erhebungsstellen betreffend bleibt damit

erhalten.

Vor dem Hintergrund der bundesgesetzlichen Anderung passte auch der Lan-
desgesetzgeber Sachsen-Anhalt das ZensAG 2021 LSA an. Er erlie das ,Aus-
fohrungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zum Zensusgesetz 2022" (Zensus-
ausfuhrungsgesetz Sachsen-Anhalt 2022 - ZensAG 2022 LSA), das seit dem
29.05.2021 gultig ist.

Das ZensAG 2022 LSA Ubernimmt in § 2 den vom Bundesgesetzgeber vorgege-
benen Stichtag (15.05.2022).

Der Landesgesetzgeber macht ferner von seinem Gestaltungsspielraum geman
§ 19 ZensG 2022 Gebrauch und sieht in § 3 ZensAG 202 LSA die Einrichtung

ortlicher Erhebungsstellen vor.

GemaB § 3 Abs. 1S. 1 ZensAG 2022 LSA wird den Gemeinden die Aufgabe der
ortlichen Durchfihrung des Zensus 2022 nach dem Zensusgesetzes 2022 vom
26. November 2019 (BGBI. | S. 1851), gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2675), Ubertragen. Aus der dem § 3 Abs. 1 ZensAG
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2022 LSA beigefugten Anlage geht hervor, welche Gemeinden eine 6rtliche Er-

hebungsstelle einzurichten haben.

Nach § 3 Abs. 1S. 2 ZensAG 2022 LSA erstreckt sich die Zustandigkeit der 6rt-
lichen Erhebungsstelle auf den in der Anlage jeweils festgelegten Erhebungsbe-
reich. Der Erhebungsbereich kann das Gemeindegebiet mehrerer Gemeinden

umfassen, vgl. § 3 Abs. 1S. 3 ZensAG 2022 LSA.

§ 3 Abs. 2 S. 1 ZensAG 2022 LSA bestimmt, dass die nach Absatz 1 bestimmten
Gemeinden zur ErfUllung der ihnen obliegenden Aufgaben spétestens bis zum
31. Oktober 2021 6rtliche Erhebungsstellen einrichten. Die 6rtlichen Erhebungs-
stellen sind unverziglich nach Erfullung ihrer Aufgaben, spatestens zum 1. Au-

gust 2021, aufzulésen (vgl. § 3 Abs. 2 S. 2 ZensAG 2022 LSA).

GemaR § 3 Abs. 3 ZensAG 2022 LSA nehmen die Gemeinden die ihnen nach die-
sem Gesetz obliegenden Aufgaben als Aufgaben des Ubertragenen Wirkungs-

kreises wahr.

DarUber hinaus sieht das ZensAG 2022 LSA eine Anderung der Kostenerstat-
tungsregelung vor. Es modifiziert die Héhe der Auszahlungen an die Erhebungs-

stellen und normiert nun:

.(1) Das Land gewdhrt den Gemeinden, bei denen értliche Erhebungsstellen
eingerichtet worden sind, fUr die mit diesem Gesetz verbundenen Mehr-
belastungen einen finanziellen Ausgleich in H6he von insgesamt
10 366 775 Euro. Der Mehrbelastungsausgleich bemisst sich nach Art
und Umfang der durch die jeweilige ortliche Erhebungsstelle wahrge-
nommenen Aufgaben nach § 6.

(2) Fur die Einrichtung und den Betrieb einer 6rtlichen Erhebungsstelle er-
hélt jede der Gemeinden, bei denen ortliche Erhebungsstellen einge-
richtet worden sind, einen Betrag in Hohe von 97 950 Euro. Zunachst
erfolgt im vierten Quartal 2021 eine Abschlagszahlung in Héhe von
54 300 Euro. Die Restzahlung erfoigt zum 30. Juni 2022.

(3) Die Erstattung der variablen Aufwendungen erfolgt:
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1. aufwandsbezogen in Hohe von 19,16 Euro je in die Stichprobe nach
§ 11 Abs. 1 Satz 1 des Zensusgesetzes 2022 einbezogene Person,

2. pauschal fir die Durchfihrung der Befragungen an Anschriften mit
Sonderbereichen in Hohe von je 55 250 Euro fir die kreisfreien Stidte
Halle (Saale) und Magdeburg sowie je 16 500 Euro fir die Gbrigen Ge-
meinden mit eingerichteter 6rtlicher Erhebungsstelle.

Die Zahlungen nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfolgen zum 30. Juni 2022. Damit
sind sdmtliche Erstattungsanspriiche abgegolten.™

Eine Gesetzesbegrindung zum ZensAG 2022 LSA liegt uns weder vor noch ha-
ben wir eine solche dem parlamentarischen Informationssystem des Landes

Sachsen-Anhalts entnehmen kdénnen.

Einige der in der Anlage zu § 3 Abs. 1S. 2 ZensAG 2022 LSA als Erhebungsstel-
len bestimmten Gemeinden haben die Kosten, die ihnen durch die Einrichtung
der Erhebungsstellen entstehen berechnet. Sie haben diese Kosten mit den
ihnen nach § 12 ZensAG 2022 LSA zustehenden Kostenerstattungen gegentber-
gestellt.

Der Gegenuberstellung ist zu entnehmen, dass die in § 12 ZensAG 2022 LSA
ausgewiesene Kostenerstattung bei keiner Kommune zur vollstdndigen Kosten-

deckung reicht.

Vielmehr haben die zustdndigen Gemeinden zwischen 8.950,24Euro und

193.690,00 Euro der Gesamtkosten selbst zu tragen:

Stadt bzw. zu erwartende | Erstattung nach | Differenz in Euro
Gemeinde Kosten in Euro § 12 ZensAG

2022 LSAin Euro
Aschersleben 276.460,82 147.015,00 -129.445,82
Gardelegen 306.640,00 167.580,00 -139.060,00
Haldensleben 391.299,00 197.609,00 -193.690,00
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Genthin 243.453,04 166.849,08 -76.603,96

Kothen 276.759,44 162.813,96 -113.945,48

Landsberg 141.940,24 132.990,00 -8.950,24

Sangerhausen 339.680,06 182.523,96 -157.156,10

Merseburg 284.335,75 188.603,40 -95.732,35

Leuna 183.697,81 138.663,24 -45.034,57

Wir gehen davon aus, dass die seitens der Kommunen ermittelten und in Ansatz
gebrachten Kosten einer zutreffenden und realistischen Berechnungsgrundlage

folgen.
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D. Rechtliche Wirdigung

§ 12 ZensAG 2022 LSA verst6Bt gegen das in Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf normierte

Konnexitatsprinzip.

Eine kommunale Verfassungsbeschwerde ist - unter der Prémisse der fristwahrenden
Erhebung - zuladssig. Insbesondere wird es gelingen, die Beschwerdebefugnis einer

Kommune substantiiert darzulegen.

FUr die Begrundetheit der Kommunalverfassungsbeschwerden kommt es auf die Aus-
lequng des Wortlautes ,angemessen® im Sinne des Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf an.
Hierzu gibt es keine ausdifferenzierte Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts
Sachsen-Anhaltes. Nach unserer - im Folgenden ndher begrundeten Auffassung -
stellt sich der in § 12 ZensAG 2022 LSA normierte Ausgleich nicht als angemessen
i.S.d. Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf dar.

Auch wenn uns das Landesverfassungsgericht insoweit im Ergebnis nicht folgen soll-
ten tragt eine Kommunalverfassungsbeschwerde aber in jedem Fall zur Rechtsfortbil-
dung bei. Praktisch formuliert: Wie auch immer das Landesverfassungsgericht ent-
scheidet, wird die Frage der ,Angemessenheit® des Ausgleichs gemaR
Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf for Kommunen und Landesgesetzgeber fur die Zukunft

klarer sein.
1. Zulassigkeit
Eine Kommunalverfassungsbeschwerde ist zulassig.

Eine Gemeinde bzw. Stadt, die Erhebungsstelle im Sinne des ZensAG 2022 LSA

ist, kann im Wege der Kommunalverfassungsbeschwerde rogen, dass
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§ 12 ZensAG 2022 LSA mit dem Konnexitdtsprinzip nach Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSA-

Verf unvereinbar ist.

Ausgehend von den uns Ubergebenen tabellarischen Kostenaufstellungen wird
es uns insbesondere gelingen, die Beschwerdebefugnis einer betroffenen Kom-

mune substantiiert darzulegen.

Nach § 51 LVerfGG kénnen Kommunen die Verfassungsbeschwerde mit der Be-
hauptung erheben, durch ein Landesgesetz in ihrem Recht auf Selbstverwaltung
nach Art. 2 Abs. 3 und Art. 87 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt

(LSAVerf) verletzt zu sein.

Die Zulassigkeit einer kommunalen Verfassungsbeschwerde setzt somit voraus,
dass die BeschwerdefUhrerin selbst, gegenwartig und unmittelbar durch die an-
gegriffenen Rechtsnormen in ihrem Selbstverwaltungsrecht verletzt ist (vql.
Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 21.10.2014 - LVG
15/13, S. 8-9).

Dies bedeutet, dass jede Erhebungsstelle ,fur sich selbst® substantiiert darlegen
muss durch § 12 ZensAG LSA 2022 selbst, gegenwartig und unmittelbar in ihrem
Selbstverwaltungsrecht - vorliegend der Finanzhoheit, die durch das verfas-
sungsrechtliche Konnexitatsprinzip des Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf gesichert ist

- verletzt ist.

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der Landesverfas-
sungsgerichte fordert, dass die Beschwerdebefugnis ,substantiiert dargelegt”
wird. Das hei3t, dass unser Beschwerdeschriftsatz bereits im Rahmen der Be-
schwerdebefugnis sehr detailliert erértern muss, warum jede Beschwerdefuh-
rerin selbst, gegenwartig und unmittelbar in ihrem Selbstverwaltungsrecht ver-

letzt ist.
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Das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt hat - nach unserer Kenntnis - zu
der Anforderung der substantiierten Darlegung der Verletzung des Konnexitats-
prinzips in seinen Entscheidungen bislang keine vertieften Ausfohrungen ge-

macht.

Es ist davon auszugehen, dass sich das Landesverfassungsgericht an die bun-
desverfassungsgerichtliche Rechtsprechung bzw. die Rechtsprechung anderer
Landesverfassungsgerichte anlehnen wird, wenn es die Anforderungen an die
Darlegung der Beschwerdebefugnis eingrenzt. Legt man die Rechtsprechung
anderer Landesverfassungsgerichte zu Grunde, folgt hieraus ein strenger Maf3-

stab. Bereits im Rahmen der Beschwerdebefugnis ist danach vorzutragen,

.dass das angegriffene Gesetz eine Pflicht zur Erfillung einer Aufgabe
enthélt. Weiter muss - soweit dies im Einzelfall zweifelhaft ist - darge-
legt werden, dass die Erfillung dieser Aufgabe zu einer Mehrbelastung
des Beschwerdefihrers selbst fuhrt. Dazu genigt es nicht, auf einzelne
Regelungen des angegriffenen Gesetzes zu verweisen und die Darle-
gung darauf zu beschrénken, dass diese Normierungen abstrakt zu
Mehrbelastungen fihren bzw. fihren werden. Vielmehr ist darzulegen,
dass der beschwerdefihrenden Kommune selbst solche Mehrbelastun-
gen entstehen bzw. entstehen werden. Es muss dariber hinaus auch
eine Auseinandersetzung mit Bestimmungen des Gesetzes erfolgen, die
eventuelle Mehrbelastungen kompensieren sollen oder entsprechende
Auswirkungen haben kdénnen. (...) Die Beschwerdefihrer haben deshalb
bei einer behaupteten Verletzung des Konnexitatsprinzips aus Art. 72
Abs. 3 LV M-V ihre Mehrbelastung durch einen Vergleich ihrer finanzi-
ellen Belastung vor der Aufgabenibertragung mit der Situation nach
der Aufgabenibertragung darzulegen. (vgl. LVerfG MV, LVerfG 2/19,
3/19, 1/20, Rn. 55 - 58)

Diesem MaBstab kénnen wir gentgen. Denn aus den uns Ubergebenen Tabellen
geht hervor, dass nicht nur abstrakt Mehrbelastungen bei den Kommunen zu

erwarten sind.

Vielmehr ist den tabellarischen Darstellungen konkret zu entnehmen, in welcher

Hohe Mehrbelastungen entstehen. Diese Summe ist bereits jetzt konkret
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bezifferbar. So kann den Aufstellungen entnommen werden, welche Personal-
kosten und Sachkosten sowie sonstige Kosten durch die Einrichtung der Erhe-
bungsstellen entstehen. Da § 12 ZensAG 2022 LSA zudem ermdglicht, die Er-
stattungssumme zu beziffern, kénnen wir ebenfalls vortragen und darlegen,
dass auch nach der Kostenerstattung durch das Land eine erhebliche Mehrbe-

lastung bei den Kommunen verbleiben wird.

Begrindetheit

Die in § 12 ZensAG 2022 LSA geregelte Kostenerstattung zu Gunsten der Kom-
munen ist verfassungsrechtlich angreifbar. Es spricht vieles dafur, dass die ge-
troffene Regelung nicht angemessen im Sinne des Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf ist

und damit das verfassungsrechtliche Konnexitatsprinzip verletzt.

Profungsmafstab der Kommunalverfassungsbeschwerde ist die Selbstverwal-
tungsgarantie der Gemeinden. Nach Art. 87 Abs. 1 LSAVerf verwalten die Kom-
munen (Gemeinden und Landkreise) und die Gemeindeverb&nde ihre Angele-

genheiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung.

Eine Auspragung der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie ist nach gefestig-
ter Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfG, B. wv.
15.10.1985 - 2 BVR 1808/82, 2 BVR 1809/82, 2 BVR 1810/82 - juris, Rn. 37) und
der Verfassungsgerichte der Lander die Finanzhoheit der Kommunen. Sie um-
schlieBt die eigenverantwortliche Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft der

Kommunen.



"1 DOMBERT

RECHTSANWALTE

b)  Die Verfassung des Landes Sachsen-Anhaltes spricht sich im Rahmen der Selbst-
verwaltungsgarantie in Art. 87 Abs. 3 und Art. 88 LSAVerf Uber kommunale Fi-

nanzen aus.

Gemal Art. 87 Abs. 3 LSAVerf kénnen den Kommunen durch Gesetz Pflichtauf-
gaben zur Erfullung in eigener Verantwortung zugewiesen und staatliche Auf-
gaben zur Erfullung nach Weisung Ubertragen werden. Dabei ist gleichzeitig die
Deckung der Kosten zu regeln. Fuhrt die Aufgabenwahrnehmung zu einer Mehr-

belastung der Kommunen, ist ein angemessener Ausgleich zu schaffen.

Sinn und Zweck dieser besonderen Finanzgarantie fUr die Ubertragenen staatli-
chen Aufgaben ist, dass der Staat nicht beliebig zu Lasten der Kommunen Auf-
gaben verschieben kénnen soll, ohne fur deren Finanzierung zu sorgen. Der Ge-
setzgeber soll sich bei jeder Ubertragung von staatlichen Aufgaben auf die Kom-
munen bewusst machen, dass damit die Kommunen finanziell belastet werden
(vgl. Niedersachsischer Staatsgerichtshof, U. v. 15.08.1995 - 2/93, 3/93, 6/93

u.a. — juris, Rn. 89).

3. Art. 87 Abs. 3 LSAVerf ist vorliegend verfassungsrechtlicher ProfmafBstab. Das
ZensAG 2022 LSA weist denjenigen Stddten und Gemeinden, die nach § 3 Zen-
SAG 2022 LSA i.V.m. der Anlage zum ZensAG 2022 LSA Erhebungsstelle sind,
eine neue Aufgabe im Sinne des Art. 87 Abs. 3 LSAVerf zu.

a)  Nach der Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts Sachsen-Anhaltes

wird die Rechtsfolge des Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf nur dann ausgeldst,

~wenn es sich bei der Aufgabe nach Art. 87 Abs. 3 S. 1 LSAVerf um eine
neve Aufgabe handelt.” (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes
Sachsen-Anhalt, U. v. 08.07.2003 - LVG 4/01 - juris, Rn. 73)
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Ob eine neue Aufgabe fur die Gemeinde vorliegt ist durch

~einen Vergleich der Rechtslagen vor und nach der Regelung zu ermit-
teln.” (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v.
08.07.2003 - LVG 4/01 - juris, Rn. 73)

Unter einer Aufgabenubertragung wird folglich

.die Begrindung jeder neuen Zustandigkeit fir staatliche Aufgaben zu
Lasten der Kommunen verstanden."” (vgl. Landesverfassungsgericht
des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 14.09.2004 - LVG 7/03 - juris, Rn. 55)

Vorliegend ist zweifelsohne eine neue Aufgabe an die Kommunen Obertragen
worden. Der Landesgesetzgeber hat mit § 3 ZensAG 2022 LSA i.V.m. der Anlage
zu § 3 ZensAG LSA den ihm vom Bundesgesetzgeber zugewiesenen Gestal-
tungsspielraum nach § 19 ZensG 2022 ausgefUllt. Er hat geregelt, dass be-
stimmte Gemeinden Erhebungsstellen sind und die Aufgabe ,Durchfuhrung des

Zensus 2022" wahrnehmen mussen.

Denn gemaB § 3 Abs. 1S. 1 ZensAG 2022 LSA wird die Aufgabe der ortlichen
Durchfuhrung des Zensus 2022 nach dem Zensusgesetzes 2022 den Gemeinden
Ubertragen. Weiter heiBt esin § 3 Abs. 3 ZensAG 2022 LSA, dass die Gemeinden
die ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben als Aufgaben des Ubertra-

genen Wirkungskreises wahrnehmen.

Dem vorstehenden Ergebnis steht auch nicht entgegen, dass dem ZensAG 2022
LSA seinerseits eine bundesgesetzliche Regelung, namentlich & 19 ZensG 2022,

zu Grunde liegt.
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(1) Einige Autoren sind der Auffassung, dass das Konnexitatsprinzip nicht gilt, wenn
Inhalt und Umfang der gemeindlichen Aufgabe durch Bundes- oder Europarecht
bestimmt werden oder das Landesrecht lediglich bundes- oder europarechtliche
Vorgaben umsetzt und dem Land hierbei kein eigener Gestaltungsspielraum ver-
bleibt, der eine Rucksichtnahme auf die bei den Gemeinden entstehenden Kos-
ten ermoglicht (vgl. Engelken, Das Konnexitatsprinzip im Landesverfassungs-
recht, Rn. 46).

Anders gewendet vertreten diese Autoren die Auffassung, dass das Konnexi-
tatsprinzip nur dann greift, wenn die Lander bei der Umsetzung einen eigenen
Gestaltungsspielraumn haben. Dies ist etwa anzunehmen, wenn sie entscheiden
kénnen, ob sie die vorgegebene Aufgabe selbst wahrnehmen oder ihre Wahr-
nehmung den Kommunen Ubertragen (vgl. Engelken, Das Konnexitatsprinzip im

Landesverfassungsrecht, Rn. 46).

(2) Ob diese Ansicht Uberzeugt, ist vorliegend nicht entscheidungserheblich. Denn
§ 19 ZensG 2022 I3sst den Landern gerade den in der Literatur geforderten Ge-
staltungsspielraum; das zusatzlich geforderte Merkmal des ,Gestaltungsspiel-

raums" ist gegeben.

Denn nach § 19 Abs. 1 ZensG 2022 kénnen die Lander zur Durchfuhrung der Er-
hebungen nach den §§ 9, 11, 14, 22, 24 Absatz 4 und § 29 Absatz 1 Satz 3 neben
den statistischen Amtern der L&nder weitere Erhebungsstellen einrichten. Die-
sen Erhebungsstellen kénnen auch Aufgaben Ubertragen werden, die nach die-

sem Gesetz von den statistischen Amtern der Lander zu erfullen sind.

Den Landern ist nach § 19 Abs. 1 ZensG 2022 freigestellt - also ihrem Gestal-
tungsspielraum Uberlassen, - ob sie weitere Erhebungsstellen auf Landesebene
oder aber auf kommunaler Ebene errichten. Sie haben sich geméai § 3 ZensAG

2022 LSA fur letztere Variante entschieden.
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Daruber hinaus steht es den Landern frei, auch weitere Aufgaben, die nach dem
ZensG 2022 von den statistischen Amtern der Lander zu erfullen sind, zu Uber-
tragen. Dies verdeutlicht, dass die Lander einen weiten Gestaltungsspielraum
bei der ,Aufgabenwahrnehmung und Aufgabenverteilung® nach dem ZensG
2022 haben.

Liegt damit die Ubertragung einer neuen Aufgabe an die Kommunen vor, ist ein
angemessener Kostenausgleich verfassungsrechtlich nur geboten, wenn die
Aufgabenwahrnehmung tatsachlich zu einer Mehrbelastung der Kommunen
fohrt (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalts, U. v.
08.07.2003 - LVG 4/01 - juris, Leitsatz 2).

Die Mehrbelastung muss sich nicht nur aus gesteigerten Anforderungen der Auf-

gabenwahrnehmung ergeben, sondern auf

.tatsdchlich dadurch verursachten, erhéhten finanziellen Aufwendun-
gen gerade der Kommunen™ (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes
Sachsen-Anhalts, U. v. 08.07.2003 - LVG 4/01 - juris, Leitsatz 2)

beruhen.

Die tatsachliche Mehrbelastung derjenigen Kommunen, die Erhebungsstellen
sind, ist vorliegend offensichtlich. Ausweislich der uns Ubergebenen Tabellen
fallen nicht nur Personalkosten, sondern ebenfalls Sachkosten sowie sonstige
Kosten bei den Erhebungsstellen an. Selbst bei Abzug der ,Rickzahlungen® nach
§ 12 ZensAG 2022 LSA verbleibt es bei einer deutlichen Mehrbelastung der Er-

hebungsstellen bzw. Kommunen.
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Davon ausgehend, muss der Landesgesetzgeber nach Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSA-
Verf einen angemessenen Ausgleich schaffen. Dem ist er zwar dem Grunde nach
nachgekommen, denn § 12 ZensAG 2022 LSA sieht gleichzeitig mit der Aufga-

benUbertragung auch eine Regelung zur Kostenerstattung vor.

Gleichwohl sprechen Argumente dafur, dass die Kostenerstattungsregelung des
§ 12 ZensAG 2022 LSA entgegen Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf keinen ,angemes-
senen Ausgleich® fur die Mehrbelastung der Kommunen schafft und damit einer

verfassungsrechtlichen Prufung nicht standhalt.

Dabei gilt zunachst, dass gegen die in § 12 ZensAG 2022 LSA geregelte direkte

Zahlung an die Kommunen nichts zu erinnern ist.

Denn dem Landesgesetzgeber steht hinsichtlich der Art und Weise der Kosten-
deckung ein Gestaltungsspielraum zu. Die staatliche Zuwendung an die Kom-
mune kann durch die ErschlieBung neuer Abgabenquellen, durch die Reduzie-
rung anderweitiger kommunaler Leistungspflichten oder auf sonstige Weise er-
folgen (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalts, U. v.
08.07.2003 - LVG 4/01 - juris, Leitsatz 3; vgl. Landesverfassungsgericht des
Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG 4/96, Rn. 37). Dies zu Grunde
gelegt, ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass § 12 ZensAG
2022 LSA unmittelbar im Gesetz festgelegte Zahlungen an die Kommunen vor-

sieht.

Ferner genugt § 12 ZensusAG 2022 LSA der Anforderung, dass die Regelung
Uber die Kostendeckung fur die Kommunen erkennbar und nachprofbar ist (vgl.
Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG
4/96, Rn. 36; vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v.
13.07.1999 - LVG 20/97, Rn. 98).
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(1) Art. 87 Abs. 3 LSAVerf dient dem Schutz der Kommunen in der Weise,

~dass der Gesetzgeber bei jeder Aufgabeniibertragung die damit ver-
bundenen finanziellen Belastungen bericksichtigen muss." (vgl. Lan-
desverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 -
LVG 4/96, Rn. 36)

Diesemn Schutzgebot kann der Gesetzgeber nach der Rechtsprechung des Lan-

desverfassungsgerichts nur dann nachkommen,

.wenn die Regelung Uber die Kostendeckung fir die Kommunen er-
kennbar und nachprifbar ist. Dabei sind die Kosten nachvollziehbar zu
ermitteln und fir die Kommunen sichtbar zu machen, in welcher Héhe
sie an der Deckung der Kosten beteiligt werden." (vgl. Landesverfas-
sungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG 4/96,
Rn. 36)

Erforderlich ist, dass der Anteil des Landes an der Kostentragung vorhersehbar
festgelegt ist und nicht bloB als ,Ansatz im Landeshaushaltsplan" vorbehalten
ist (vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998
- LVG 4/96, Rn. 42)

(2) Vorliegend sieht § 12 ZensAG 2022 LSA eine detaillierte Regelung zur Kostener-
stattung vor. Die Norm ermaoglicht es den Kommunen - so auch in den uns Uber-
gebenen Tabellen geschehen - genau zu beziffern welche Erstattungssummen
an sie ausgezahlt werden. Dies zu Grunde gelegt, ist die Regelung Uber die Kos-
tendeckung erkennbar und nachprufbar. Sie entspricht den Anforderungen der

verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung.
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Der Landesgesetzgeber ist nach der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung
auch mit Blick auf einzelne Verfahrensschritte bei der Festlegung der Kostener-

stattungsregelung ,frei®.

Damit unterliegt die Frage, ,wie" der Landesgesetzgeber einen angemessenen
Ausgleich fur die Kommunen schafft nicht der verfassungsgerichtlichen Uber-
prufung. Das Landesverfassungsgericht pruft ausschlieBlich, ob der Ausgleich
im Ergebnis angemessen ist, ob die Regelung vorhersehbar ist, ob die Kosten-
erstattung zeitgleich mit der AufgabenUbertragung erfolgt ist (vgl.
Art. 87 Abs. 3 S. 2 LSAVerf) und ob der Gesetzgeber systemgerecht, nicht will-
korlich, sachgerecht und auf Grundlage tauglichen Tatsachenmaterials ent-

schieden hat.

Hierzu hat das Landesverfassungsgericht wortlich festgehalten (vgl. Landesver-
fassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 13.07.1999 - LVG 20/97, Rn.
97, 98):

~Weder Art. 87 Abs. 3 LSA-Verf selbst noch andere Regelungen der Ver-
fassung verlangen aber, dass dieses Ziel auf einem bestimmten, von
Verfassungs wegen vorgeschriebenen Weg erreicht wird. Dem bisheri-
gen Verfassungsverstdndnis ist es fremd, den Gesetzgeber in seinem
Verfahren mehr als durch die aligemeinen Regeln zu binden. Es ent-
spricht der Funktion des Parlaments auch bei der Gesetzgebung, sich
innerhalb der ausdricklichen verfassungsrechtlichen Vorgaben auto-
nom nur an seine Regeln zu binden und sein Verfahren selbst zu bestim-
men (ebenso, ablehnend zu einer Begrindungspflicht, unter ausdriick-
licher Unterscheidung zwischen gesetzesausfihrender Ermessensver-
waltung und Gesetzgebung: BVerfG, Urt. v. 27.5.1992 - 2 BvF 1,2/88,
1/89, 1/90 -, BVerfGE 86, 148 [212, 248]: zum Bund-Lander-Finanzaus-
gleich). Auf die gegenteilige Ansicht des Staatsgerichtshofs Baden-
Wirttemberg (StGH BW, Urt. v. 10.5.1999 - GR 2/97 -, UrtAbdr, S. 38
ff) ist an dieser Stelle deshalb nicht einzugehen, weil das Gericht von
einer "monistischen” Aufgabenstruktur ausgeht (StGH BW, a. a. O., S.
28) und weil sich ihm deshalb prozedurale Fragen bei der Frage der
"Konnexitdt" nicht stellen. Auch das dem "Angemessenheitsprinzip” des
Art. 87 Abs. 3 Satz 3 LSA-Verf zu entnehmende Gebot, die Kosten Gber-
tragener Aufgaben "nachvollziehbar" und fir die Kommune "sichtbar"
zu machen (vgl. dazu fir die entsprechende Regelung in Art. 57 der Nie-
ders. Verfassung auch NdsStGH, DVBI 1998, 185 [186 r. Sp.]), verlangt
keine besonderen Verfahrensschritte, bei denen Fehler eigenstidndig
eine Regelung zu Fall bringen kénnten, die materiell den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen genigt, sondern bewirkt lediglich, dass das
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Ergebnis der Prifung im Gesetz festgeschrieben und dadurch den Kom-
munen finanzielle Planungssicherheit eingerdumt werden muss (vgl.
dazu bereits: LVerfG LSA, Urt. v. 17.9.1998 - LVG 4/96 -, sowie Urt. v.
8.12.1998 - LVG 19/97 -; ebenso fir Art. 57 Nieders. Verfassung: Nds-
StGH, DVBI. 1998, 185 [188 I. Sp.]).

Allerdings sprechen gewichtige Argumente dafur, dass der Landesgesetzgeber
fur die Mehrbelastung der Kommunen keinen angemessenen Ausgleich im Sinne
des Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf geschaffen hat.

Der  Verfassungsgeber des Landes  Sachsen-Anhaltes hat  mit
Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf - entgegen anderer landesverfassungsrechtlicher
Regelungen - zwar nicht das so genannte ,strikte Konnexitatsprinzip" in seiner

Landesverfassung normiert.

Daher ist der Landesgesetzgeber nicht gehalten, fUr einen vollstdndigen Aus-

gleich der finanziellen Mehrbelastung auf Seiten der Kommune zu sorgen.

Das Verfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt hat sich zu der Frage, ob
die Landesverfassung Sachsen-Anhalts das ,strikte Konnexitdtsprinzip® nor-
miert bereits geduBert. Es hat festgestellt, dass es keinen Auslegungsspielraum
dahingehend gibt, den Wortlaut ,angemessen® im Sinne des ,strikten Konnexi-

tatsprinzips™ zu interpretieren:

~Angesichts des klaren Wortlauts (,angemessen™) ist der Auffassung
Wendts (Wendt, Finanzierungsgesetzgebung fir gesetzgeberisch ver-
anlasste kommunale Aufgaben, in Burmeister, "Verfassungsstaatlich-
keit" - Festschrift fir Klaus Stern zum 65. Geburtstag, S. 603 [623])
nicht zu folgen, es sei gleichwohl ein "voller" Ausgleich geschuldet, und
eine Gestaltungsfreiheit habe der Gesetzgeber allein bei der Auswahl
seiner Methode. Die Auslegung des Art. 87 Abs. 3 Satz 3 LSA-Verf, wie
sie bislang vorgenommen worden ist (LVerfG LSA, Urt. v. 17.9.1998 -
LVG 4/96 -; Urt. v. 8.12.1998 - LVG 19/97 -), respektiert den Wortlaut
und stellt ferner in Rechnung, dass jedes Land frei ist, den Umfang der
Erstattungspflicht gegeniber den Kommunen zu regeln. Eine "Vorgabe”
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durch die Finanzierungsregelung des Grundgesetzes (Art. 28 Abs. 2 Satz
3 GG: "Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung") besteht inso-
weit genauso wenig, wie die Regelung des Art. 104a GG Ubertragbar ist
(vgl. dazu immerhin auch: Wendt, a. a. 0., S. 613, 615; ebenso: StGH
BW, Urt. v. 10.10.1993 - GR 3/93 -, ESVGH 44, 1 [3 f]). Das Landesver-
fassungsgericht hélt deshalb an seiner bisherigen Auffassung fest."
(vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v.
13.07.1999 - LVG 20/97, Rn. 102)

c)  Somit ist zwar hochstrichterlich festgestellt, dass der Wortlaut ,angemessen"
nicht bedeutet, dass den Kommunen ein voller Kostenersatz zusteht (vgl. Lan-
desverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG 4/96,
Rn. 38).

Damit ist aber nicht gesagt, wann ein Ausgleich ,angemessen® im Sinne der Ver-
fassung ist. Dies hat das Landesverfassungsgericht bislang in seinen Entschei-

dungen nur grob und wenig detailliert beschrieben.

Nach der Rechtsprechung des Landesverfassungsgerichts Sachsen-Anhalts

handelt es sich bei der Formulierung ,angemessener Ausgleich®

.um einen unbestimmten Rechtsbegriff (handelt), der im jeweiligen
Kostenregelungsgesetz auszufillen ist™ (vgl. Landesverfassungsgericht
des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG 4/96, Rn. 38).

d) Mit Blick auf die Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs hat das Landes-

verfassungsgericht Sachsen-Anhalt ausgefuhrt, dass es

.verfassungsrechtlich unbedenklich (ist), wenn den Kommunen eine
.Interessenquote” bei der Kostendeckung verbleibt.” (vgl. Landesver-
fassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 17.09.1998 - LVG
4/96, Rn. 38).
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Unter dem Stichwort ,Interessenquote™ fasst das Gericht den Gedanken, dass
der Gesetzgeber bei seiner Beurteilung, was i.S.d. Art. 87 Abs. 3 S. 3 LSAVerf
.,angemessen" ist bertcksichtigen darf, mit welcher Quote das Interesse der
Kommune zu bewerten ist, die Aufgabe eigenstdndig wahrnehmen zu kénnen
(vgl. Landesverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 13.07.1999 -
LVG 20/97, Rn. 104).

Die Interessenquote rechtfertigt damit - jedenfalls in Sachsen-Anhalt - eine Be-
teiligung der Kommunen an den Kosten der Ubertragenen Aufgabe (vgl. Engel-
ken, Das Konnexitatsprinzip im Landesverfassungsrecht, 2. erweiterte Auflage
2012, Rn. 73, Fn. 363). Sie ist dahingehend zu verstehen, dass die kommunale
Kostenbeteiligung gleichlaufend mit dem Interesse der Kommune an der Aufga-
benwahrnehmung steigt. Mit anderen Worten: Ist die Aufgabenwahrnehmung
fur die Kommune besonders attraktiv, kann ihr eine héhere Eigenbeteiligung an

den Kosten zugemutet werden.

e) DarUber hinaus hat das Landesverfassungsgericht zum angemessenen Aus-

gleich festgehalten:

.Durch Art. 87 Abs. 3 Satz 1 LSA-Verf vorgegeben ist allerdings fur die
Aufgaben, welche den Kommunen zur Pflicht gemacht werden, dass sie
eine "Eigenverantwortung” bei der Erfillung behalten. Dies hat Auswir-
kungen auf die Methode der Kostendeckung fir Art. 87 Abs. 3 S. 2, 3
LSA-Verf. Diese darf nicht dazu fihren, dass die Kommunen "reine
Zahl- und Abrechnungsstellen” des Landes werden. Auch bei den staat-
lichen Aufgaben, bei denen das Land weisungsberechtigt ist (Art. 87
Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 LSA-Verf), werden wegen dieser Abhangigkeiten in
der Sachentscheidung Modalitdten der Ausgleichsgewdhrung den
Grundsatzen der VerhaltnismaBigkeit genigen und die Selbstandigkeit
der Kommunen als Gebietskdrperschaften wahren mussen.™ (vgl. Lan-
desverfassungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 13.07.1999 -
LVG 20/97, Rn. 100)

f) Das Landesverfassungsgericht setzt dem Landesgesetzgeber weitere Grenzen

bei der Regelung der Kostenerstattung:
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.In der Sache hat der Gesetzgeber einen durch den Begriff der "Ange-
messenheit" (Art. 87 Abs. 3 Satz 3 LSA-Verf) umschriebenen Gestal-
tungsspielraum, der nach den Gblichen, fur die Tatigkeit des Gesetzge-
bers geltenden Kriterien ("Systemgerechtigkeit”, "Willkiirverbot",
"Sachgerechtigkeit”, "Tauglichkeit von Tatsachenmaterial*) Uberprif-
bar ist. Das darf nicht mit einem "freien Ermessen" gleichgesetzt wer-
den, in welchem Umfang sich das Land an Kosten beteiligt (insoweit
warnend: Henneke, LKV 1993, 365 [367]), sondern der Gesetzgeber
schuldet eine sachgerechte Abwagung.” (vgl. Landesverfassungsge-
richt des Landes Sachsen-Anhalt, U. v. 13.07.1999 - LVG 20/97, Rn. 101)

Der niedersachsische Staatsgerichtshof nimmt diesen Gedanken auf und hat in
einer Entscheidung festgehalten, dass der Gestaltungsspielraum des Gesetzge-
bers bei der Festlegung der Deckungsquote nicht unbegrenzt ist. Die Bemessung
darf nicht zur Aushéhlung des Art. 57 Abs. 4 NV fuhren (vgl. Niedersachsischer
Staatsgerichtshof, U. v. 15.08.1995 - 2/93, 3/93, 6/93 u.a. - juris, Rn. 96).

Ausgehohlt ist das Konnexitatsprinzip jedenfalls dann, wenn der Erstattungs-

und Ausgleichsfunktion anfallende Kosten nicht ansatzweise deckt.

Wendet man diese in der Rechtsprechung entwickelten Grundsatze auf
§ 12 ZensAG 2022 LSA an, ist der vom Landesgesetzgeber festgelegte Erstat-

tungsbetrag unangemessen.

Die Interessenquote der Kommunen, den Zensus 2022 durchzufohren, ist nied-
rig. Mit dieser niedrigen Interessenquote geht einher, dass ein angemessener
Ausgleich im Sinne der Verfassung nur dann gegeben ist, wenn die Kommunen

sehr gering an den Kosten der Aufgabenwahrnehmung beteiligt werden.

Zwar zielt der Zensus darauf ab, die Bevolkerungs- und Wohnungszahlen in
Deutschland statistisch zu erfassen. Er dient damit auch der kommunalen Pla-
nungssicherheit. Jedoch ist die Aufgabe, den Zensus 2022 zu erstellen, eine zeit-

lich bis 2023 begrenzte Aufgabe. Sie ist nicht dauerhaft auf die Kommune
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Ubertragen. Gleichzeitig ist die Wahrnehmung der Aufgabe sehr zeit- und kos-
tenintensiv. Die Kommune muss fUr einen kurzen Zeitraum Sach- und Personal-
mittel bereitstellen und bundeln, um eine begrenzte Aufgabe zu erfullen, die ihr
nach Ablauf eines Jahres wieder entzogen wird. Dies ist fUr jede Kommune du-

Berst unattraktiv.

Die von den Erhebungsstellen vorgelegten Zahlen zeigen, dass die Erhebungs-
stellen gute 30% bis 50% der Kosten nach Kostenerstattung selbst zu tragen
haben. Dieser Prozentsatz kann angesichts der geringen Interessenquote nicht

angemessen sein.

Ob der Landesgesetzgeber ausgehend von dieser erstens stark variierenden Ei-
genbeteiligung und zweitens sehr hoch angesetzten Eigenbeteiligung taugliches
Tatsachenmaterial zur Berechnung des Kostenausgleichs ermittelt hat, ist damit
duBerst fraglich. Die hohe Mehrbelastung spricht vielmehr dafir, dass er bei der
Sachmittel, Personalkosten und sonstigen Kostenberechnung von einer nicht zu-

treffenden Berechnungsgrundlage ausgegangen ist.

Potsdam, den 16.11.2021

Dr. LUck J.JHoffmann
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Anlage 2 zu TOP 9.1

Ubersicht Defizite Mehrbelastungsausgleich Zensus 2022

Lf | Rickmeldungen/ Defizit nach Defizit nach Bereitschaft als

d. | Erhebungsstellen Planzahlen KGSt Beschwerdefiihrer

Nr.

1. Kothen - 84.859,70 € -113.945,48 € | Ja (SR-Beschluss am
07.12.2021)

2. | Gardelegen - 141.4570,00 € - 139.060,00 €

3. | Haldensleben -193.690,00 € Ja (SR-Beschluss am
02.12.2021)

4. | Genthin - 76.603,96 € Ja (Beschluss vom
07.10.2021)

5. | Landsberg +15.753,08 € - 8.950,24 €

6. | Wolmirstedt - 81.702,24 € - 128.175,46 € | Ja (SR-Beschluss am
02.12.2021)

7. | Aschersleben -129.445.82 €

8. | Merseburg -129.010,23 € -190.514,44 € | Ja (SR-Beschluss am
09.12.2021)

9. | Sangerhausen - 154.899,52 € - 157.156,10 € | Ja (SR-Beschluss am
11.11.2021)

10. | Leuna -45.034,57 €

11. | Stendal/Osterburg - 122.140,00 €

12. | Querfurt +1.088,84 €

13. | Schénebeck -38.297,43 € - 85.739,15 €
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Landesverband Jiidischer Gemeinden
SACHSEN-ANHALT 2

Kod il

STEINIGSTR. 7 39008 MAGDEBURG 110DV 3616022 FAX 0391 3432027 E-MAIL: infutale-sachsen-anhalt,de

Staatskanzleiund Ministerium fiir Kultur
des Landes Sachsen-Anhalt

Herrn Dr. Wolfgang Schneify
Hegelstralle 40 —42

39104 Magdeburg

Magdeburg, den 20. August 2021

Jiidisches Bestattungswesen
Sehr geehrter Herr Dr. Schneif,

der Vorstand des Landesverbandes Jiidischer Gemeinden Sachsen-Anhalt hat in seiner letzten Vor-
standssitzung die Thematik des jlidischen Bestattungswesens in den kreisfreien Stidten Magde-
burg, Halle (Saale) und Dessau-Rofllau und einigen Landkreisen detailliert erdrtert. In diesem Zu-
sammenhang regen wir an, gemeinsam mit der Landesregierung nach Losungen fiir die bestehen-
den Probleme zu suchen, Zudem bitten wir um die Unterstiitzung der Landesregierung bei der
Umsetzung gefundener Lésungen in den jeweiligen Landkreisen und kreisfreien Stédten.

Priambel . ‘
In der jiidischen Religion spielen das Lebensende und die Bestattung eine immens wichtige Rolle.
Die Mitgliedsgemeinden des Landesverbandes als Friedhofstriger und -verwalter sind an folgende

religionsbedingte Auflagen gebunden:

1) Ein verstorbener jiidischer Mensch muss auf einem jlidischen Friedhof beigesetzt werden. Ein
judischer Friedhof ist ein Friedhof, der nach religidsem Ritus eingeweiht wurde. Derzeit ver-
fiigen alle drei Mitgliedsgemeinden des Landesverbandes {iber eigene jiidische Friedhofe.

2) Die jlidische Bestattung ist eine Erdbestattung. Eine F euer- oder andere Art der Bestattung ist
nicht méglich.

3) Eine jiidische Bestattung hat schnellstmdglich zu erfolgen, am besten am Todestag oder spi-
testens am Folgetag. An Schabbatot und religiGsen judischen Feiertagen finden keine Bestat-
tungen statt. Es ist selbstverstindlich, dass im Fall einer strafrechtlichen Ermittlung eine Be—

_stattung erst nach Freigabe durch die Ermittlungsbehérden erfolgen kann.

4) Die judische Bestattung setzt eine spezielle Vorbereitung in Form einer rituellen Waschung

des Leichnams durch die Chewra Kaddischa (Beerdigungsbruderschaft) voraus.

Zudem ist wichtig zu betonen, dass der Satz (2) des Schlussprotokolls zu Artikel 6 Abs. 2 des
Staatsvertrages zwischen der jiidischen Gemeinschaft und dem Land Sachsen-Anhalt vom 20.
Miirz 2006 den Landesverband Jiidischer Gemeinden Sachsen-Anhalt dazu verpflichtet, jeder ver-
storbenen jiidischen Person in Sachsen-Anhalt eine Bestattung auf einer jﬁdischen Begribnisstiitte
zu gewdhrleisten. Um dieser Verpﬂxchtung nachkommen zu kénnen, richten wir dieses Schreiben

an Sie,

Bankverbindung; flypeVereinsbank, Fillale Magdeburg, BLZ: 200 300 00, Kio.-Nr.: 29 016 12]
IBAN: DEZ0 2003 0000 0029 0161 21, BIC: HY VEDEMM300
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Problemstellungen
1) Kosten fiir eine Bestattung auf einem jiidiéchen Friedhof

Laut § 1968 BGB hat de} Erbe die Bestattungskosten zu tragen. Wenn sowohl die verstorbene
Person als auch der Erbe mittellos war bzw. ist, wird eine Kosteniibernahme beim zustdndigen
Sozialamt beantragt. Wenn die verstorbene Person mittellos war und keine Angehdrigen hinter-

lasst, ist das Ordnungsamt fiir die Beerdigung zustindig.

Unabhéngig davon, wer die Bestattungskosten trigt (der Erbe, das Sozialamt oder das Ordnungs-
amt), sind bei einer verstorbenen jiidischen Person alle in der Priiambel genannten Regelungen fir
eine jlidische Bestattung unabdingbar. -

Leider mussten wir vereinzelt feststellen, dass sich die Ordnungséimter, und in einigen Landkreisen

auch die Sozialdmter, bei der Kosteniibernahme sehr kontraproduktiv verhalten. In einigen Fillen
konnte eine Kldrung nur mithilfe eines Rechtsbeistands erreicht werden.

2) Besondere Situation im Fall einer vom Ordnungsamt organisierten Bestattung

Wenn eine alleinstehende Person ohne Angehdorige verstirbt, kann es dazu kommen, dass das fiir
die Bestattung zusténdige Ordnungsamt nicht tiber die Zugehorigkeit des Verstorbenen zur jiidi-
schen Gemeinschaft informiert ist — derartige Fille gab es bereits in der Vergangenheit. Der Ver-
storbene wurde nicht nach jiidischem Ritus auf einem jiidischen Friedhof beigesetzt, sondern er-
hielt eine Bestattung auf der ,,griinen Wiese* des kommiunalen Friedhofs.

Wir regen daher dazu an, eine einheitliche, landesweite Losung dieses Problems zu erwirken.

3) Unndétige Verzigerungen bei jiidischen Bestattungen

Im Punkt 3 der Praambel wird auf das Gebot einer schnellstméglichen jiidischen Beerdigung hin-

gewiesen. Bei einem natiirlich eingetretenen Todesfall sind folgende Handlungen zur Vorbereitung

der Bestattung notwendig:

1. Vorbereiten aller fiir die Ausstellung der Sterbeurkunde durch das zustindige Standesamt not-
wendigen, personenbezogenen Unterlagen

2. Ausstellen der Sterbeurkunde durch das zustdndige Standesamt

3. Leistungen der Chewra Kaddischa und anschlieende jiidische Beisetzung

Fiir die Punkte 1 und 3 sind die Angehdrigen und die Friedhofsverwaltungen zusténdig, fir Punkt

2 das zusténdige Standesamt.

Wir regen auch bei der Ausstellung der Urkunden dazu an, eine einheitliche, landesweite Losung

zu finden. Unter der Voraussetzung, dass dem Standesamt alle notwendigen Dokumente vorgelegt

wurden, ist es schwer nachvollziehbar, weshalb die Ausstellung einer Urkunde mehrere Tage in
Anspruch nimmt. Die Erfahrungen in anderen Lindern zeigen, dass das bereits innerhalb einer

Stunde erfolgen kann,
Fiir weitere Fragen stehe ich Ihnen gern zur Verfiigung. Ich danke Ihnen im Voraus und verbleibe

mit herzlichen GriiBen .

Bankverbindung: Bayerische Hypo- und Vereinsbank, BLZ: 200 300 08, Kto.-Nr.: 29016 121
IBAN: DE70 2003 0000 0029 0161 21, BIC; HY VEDEMM300



[ir"(/ e [

A e
-

(Schlussprotokall)

Artikel 4
Feiertage

Das Land gewéhrleistet an jlidischen Felertagen den Fortbestand der im Gesetz ber die Sonn- und
Feiertage vom 22. Mai 1992 (GVBI. LSA S. 356) enthaltenen Freistellungsanspriche.

{Schlussprotokoll} '

Artikel 5
Vermaogensschutz

Bel der Anwendung enteignungsrechtlicher Vorschriften werden das Land und die korhmunajen Ge-
bietskdrperschaften auf Belange der Jidischen Gemeinschaft in Sachsen-Anhalt Riicksicht nehmen
und gegebenenfalls bei der Beschaffung gleichwertiger Ersatzgrundstilicke Hilfe lelsten.

(Schlussprotokotl)

i
e T T

Artikel 6
Friedhofe

(1) Das Land und die kommunalen Gebietskdrperschaften werden die Unantastbarkeit der zugelasse-
nen und nicht aufgegebenen jlidischen Begrabnisstatten beachten.

(2) Die judischen Friedhéfe genielen, den gleichen staatlichen Schutz wie kommunale Friedhdfe. Die
Jiidischén Gemeinden haben das Recht, neue Friedhéfe im Rahinen der rechtlichen Bestimmungen
anzulegen. Bei der Anlage neuer Friedhdfe werden das Land und die kommunalen Gebietskdrper-’
schaften Férderungsmaoglichkeiten im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmitte| priifen.

{Schlussprotokoll)

,(3,-)'Das Land geIWéh'rt Im Rahmen von Vereinbarungen 2wischen dem Bund und den Landern Zuschiis-

se fiir die Erhaltung und Pflege derjenigen jlidischen Friedhdfe oder Teile von ihnen, die nach den ge-
meindlichen Vorschriften nicht wieder belegt werden kdnnen.

R PO

< . Artikel 7
_ Denkmalpflege

(1) Die JUdische Gemeinschaft in: _«Sachsen-AnhaIt verbﬂichtet sich, denkmalswerte Geb‘épde nebst
" den dazugehdrenden Grundstiicken sowie deren Kunst- und Kulturgegensténde zu erhalten und zu

pflegen, soweit diese Verpflichtungen im Einzelfall nicht zu unzumutbaren Belastungen der betroffe-
nen Jidischen Gemeinde oder des Landesverbandes fiihren. Die Denkmalbeh8rden haben bei Kultur-
denkmalen der Jlidischen Gemeinschaft in Sachsen-Anhalt, die dem Gottesdienst oder sonstigen Kul-
thandlungen zu dienen bestimmt sind, die kultischen und religidsen Belange, die von dem zustandi-

-Seite 5von 13- °
J
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(1) Das Land wird sich dafiir verwenden, dass die kommunalen Gebietskdrperschaften, soweit.erfor-
derfich, Vereinbarungen mit den Tragern jlidischer Friedhéfe Uber die Errichtung oder instandsetzung

von Friedhofbauten abschlieen.

(2} Der Landesverband gewahrlelstet die Mdglichkeit der Bestattung flir-alle jiidischen Mltburgermnen
und Mitblirger der Jidischen Gemeinschaft im Land Sachsen-Anhalt auf den zugelassenen und gegen-

wartig genutzten jlidischen Begrabmsstatten.

Zu Artikel 11 Absatz 2

Die Bestimmung bezieht sich in erster Linie auf die politische und ofganisatorische Unterstittzung; ein
Anspruch auf finanzielle Férderung wird dadurch nicht begriindet. )

Zu Artikel 12

Dem Anliegen ist flir den Mitteldeutschen Rundfunk durch § 14 Abs. 3 und § 19 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2

des Staatsvertrages uber den Mitteldeutschen Rundfunk vom 30, Mai 1991 (Anlage zum Gesetz vam
25, Jum 1991, GVBI. LSA S. 111) sowie fiir das Zweite Deutsche Fernsehen durch Artikel 3 § 11 Abs. 3
und § 21 Abs. 1 Buchst, f des Staétévertrages {iber den Rundfunk im vereinten Deutschland vom 31.
August 1991 (Anlage zum Gesetz vom 12. Dezemper 1991, GVBL. LSA S. 478) sowie fiir das Deutsch-
landradio durch § 11 Abs. 3 Satz 1 und § 21 Abs. 1 Buchst. e des Staatsvertrages Uber die Kérper-
schaft des dffentlichen Rechts ,Deutschlandradio” (Anlage 1 zum Gesetz vom 17. Dezember 1993 ,.
GVBL. LSAS. 770) Rechnung getragen. Bei Anderung der bestehenden und Abschluss neuer Rundfunk-
Staatsvertrédge werden die Vertragspartelen wegen der Berlicksichtigung der lnteressen der Jildischen
" Gemeinschaft in Sachsen-Anhalt vorher miteinander in Verbmdung treten. o

) Zu Artikel 13 Absatz 1

(1) Der Landeszuschuss ist a'uss;hlieBIich flr die Jidische Gemeinschaft im Land Sachsen-Anhalt be-
stimmt. Es besteht Einvernehmen dariiber, dass der Landeszuschuss Zuschiisse fiir neu entstehende
Gemeinden mit umfasst und dass die Mittel anteilmaRig den Gemeinden unabhéanglg von ihrer Zuge-
hdrigkeit zum Landesverband zuflieRen sollen. Freiwillige Zuschiisse des Landes, etwa fiir die Errich-
tung oder den Erhalt von R&umlichkeiten und Anlagen, die den Kultus-, Seelsorge- und Somalaufgaben

“dienen, smd durch den Artikel 13 nicht ausgeschlossen

(2) Empfénger des Landeszuschusses ist ausschlieRlich der Landesverband. Unmittelbare Ansprliche
von jiidischen Gemeinden gegen das Land werden durch diesen Vertrag nicht begriindet. Anspriiche
auf Beteiligung am Landeszuschuss durch einzelne jiidische Gemeinden richten sich nur gegen den

Landesverband Jidischer Gemeinden, der Landesverband Jidischer Gemeinden stellt das Land inso-

fern frei.

(3) Anspruchsberechtigt sind die im Schlussprotokoll zu Artikel 1 Abs, 2'aufgezéhlten Gemeinden
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Gesetzentwurf

Landesregierung

Entwurf eines Nachtragshaushaltsbegleitgesetzes 2021

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

als Anlage Gbersende ich gemaR Artikel 93 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt
den von der Landesregierung am 26. Oktober 2021 beschlossenen

Entwurf eines Nachtragshaushaltsbegleitgesetzes 2021

mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages von Sachsen-Anhalt herbeizufiihren.

Federfiihrend ist das Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt.

Mit freundlichen GriRen

Dr. Reiner Haseloff
Ministerprasident

Hinweis: Die Anlage ist in Word als Objekt beigefiigt und éffnet durch Doppelklick den Acrobat Reader.

(Ausgegeben am 08.11.2021)
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Entwurf
Nachtragshaushaltsbegleitgesetz 2021.

Artikel 1
Anderung des Gewerbesteuerausgleichsgesetz Sachsen-Anhalt

Das Gewerbesteuerausgleichsgesetz Sachsen-Anhalt vom 21. Oktober 2020 (GVBI. LSA
S. 604) wird wie folgt gedandert:

1. In der Gesetzestiberschrift werden nach dem Wort , Gewerbesteuerausfallen” die Wor-
ter ,und weiteren Steuerausfallen” eingefigt.

2. Die Uberschrift von § 1 erhilt folgende Fassung:

H§ 1
Gewerbesteuerausgleichszuweisungen im Jahr 2020“.

3. Nach § 1 werden folgende §§ 1a und 1b eingeflgt:

»8 1a
Gewerbesteuerausgleichszuweisungen im Jahr 2021

(1) Eine Gemeinde erhalt eine Gewerbesteuerausgleichszuweisung, wenn das Ist-
Aufkommen aus der Gewerbesteuer im Jahr 2020 den Durchschnitt des Ist-Aufkommens
aus der Gewerbesteuer in den Jahren 2017 bis 2019 unterschreitet.

(2) Die Gewerbesteuerausgleichszuweisungen betragen insgesamt 33 000 000 Euro. Der
Anteil der Gewerbesteuerausgleichszuweisung fir die jeweilige Gemeinde entspricht
dem Anteil ihrer Unterschreitung des Gewerbesteueraufkommens nach Absatz 1 im
Verhaltnis zur Gesamtsumme der Unterschreitungen nach Absatz 1 aller betroffenen
Gemeinden.

(3) Malgeblich fiir das Ist-Aufkommen aus der Gewerbesteuer nach Absatz 1 ist fir das
Jahr 2020 die Kassenstatistik und fir die Jahre 2017 bis 2019 jeweils die Jahresrech-
nungsstatistik des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt.

(4) § 26 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes gilt entsprechend.
(5) Bei der Ermittlung der Steuerkraftzahl gemaR § 14 Abs. 3 Nr. 2 des Finanzausgleichs-

gesetzes wird die Zuweisung nach Absatz 2 wie das Ist-Aufkommen aus der Gewerbe-
steuer angerechnet.



§1b
Zuweisungen zum Ausgleich von weiteren Steuerausfallen im Jahr 2021

(1) Die Gemeinden erhalten Zuweisungen zum Ausgleich ihrer weiteren Steuerausfille
in Hohe von insgesamt 33 000 000 Euro. Der Anteil der Zuweisung fir die jeweilige Ge-
meinde bemisst sich nach ihrer Schllsselzahl zur Aufteilung des Gemeindeanteils an der
Einkommensteuer auf die Gemeinden in Sachsen-Anhalt gemaR § 1 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung zur Durchfiihrung des Gemeindefinanzreformgesetzes.

(2) § 26 Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes gilt entsprechend.

(3) Bei der Ermittlung der Steuerkraftzahl gemaR § 14 Abs. 3 Nr. 3 des Finanzausgleichs-
gesetzes wird die Zuweisung nach Absatz 1 wie das Ist-Aufkommen aus den Gemeinde-
anteilen an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer angerechnet.”

§ 2 wird wie folgt gedandert:

a) Inder Uberschrift wird das Wort ,Gewerbesteuerausgleichszuweisungen” durch das
Wort ,Zuweisungen” ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,, Auszahlung” die Wérter ,,der Zuweisungen nach
§ 1“ eingefiigt.

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefligt:
»,Die Auszahlung der Zuweisungen nach den §§ 1a und 1b erfolgt unverziglich nach

Inkrafttreten des Haushaltsbegleitgesetzes 2021.“

Artikel 2
Anderung des Gesetzes zur Einrichtung des Landesbetriebes Bau- und
Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt

Das Gesetz zur Einrichtung des Landesbetriebes Bau- und Liegenschaftsmanagement Sach-
sen-Anhalt vom 21. Dezember 2011 (GVBI. LSA S. 872), gedndert durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 18. Dezember 2013 (GVBI. LSA S. 541, 543), wird wie folgt gedndert:

1.

§ 3 erhadlt folgende Fassung:

»(1) Der Landesbetrieb Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt wird durch
die Geschaftsfiihrung geleitet.



(2) Der Geschaftsfiihrung obliegt insbesondere:

1. die Verwaltung des (ibertragenen Vermogens,

2. die Aufstellung eines Wirtschaftsplans,

3. die Erstellung eines Jahresabschlusses und

4. die Uberwachung und Sicherstellung der wirtschaftlichen Betriebsfiihrung.”
Die §§ 4 bis 6 werden aufgehoben.

Der bisherige § 7 wird § 4 und wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,Verwaltungsrat des Landesbetriebes” durch
das Wort ,Landesbetrieb” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) InSatz 1 erhdlt Nummer 1 folgende Fassung:
»ein vom fir Liegenschaften und fir die Verwaltung des Sondervermdgens
Grundstock des Landes Sachsen-Anhalt zustdndigen Ministerium benannter
Vertreter als Vorsitzender oder Vorsitzende,”.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,Verwaltungsrat” durch die Worter ,fiir Liegen-
schaften und fir die Verwaltung des Sondervermoégens Grundstock des Landes
Sachsen-Anhalt zustandigen Ministerium® ersetzt.

d) In Absatz 4 wird das Wort ,Verwaltungsrates” durch die Worter ,fir Liegenschaften
und fir die Verwaltung des Sondervermdégens Grundstock des Landes Sachsen-
Anhalt zustdandigen Ministeriums“ ersetzt.

Die bisherigen §§ 8 und 9 werden die §§ 5 und 6.

Der bisherige § 10 wird § 7 und wie folgt gedandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Absatzbezeichnung ,,(1)“ wird gestrichen.



bb) In Satz 3 wird das Wort ,Verwaltungsrat” durch die Worter ,fiir Liegenschaften
und fiir die Verwaltung des Sondervermoégens Grundstock des Landes Sachsen-
Anhalt zustandigen Ministerium” ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

Die bisherigen §§ 11 und 12 werden die §§ 8 und 9.

Die §§ 13 und 14 werden aufgehoben.

Artikel 3

Gesetz iiber die Errichtung des Sondervermégens Corona
(Corona-Sondervermégensgesetz - SVCG)

§1
Errichtung des Sondervermogens

Das Land errichtet das nicht rechtsfdahige Sondervermégen Corona mit einem Volumen von
1 950 000 000 Euro.

§2
Finanzierung des Sondervermogens

Das Sondervermdégen wird durch die Zufihrung von Mitteln aus dem Landeshaushalt finan-

ziert.

(1)

(2)

(3)

§3
Verwendung des Sondervermogens

Das Sondervermogen dient der Bewaltigung der Folgen der Corona-Pandemie.

Hat der Landtag aufgrund der Corona-Pandemie eine Notlage im Sinne von Artikel 99
Abs. 3 Satz 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt festgestellt, so kdnnen mit Mit-
teln des Sondervermégens MalRnahmen finanziert werden, die einen mindestens indi-
rekten Beitrag zur Bewaltigung der Corona-Pandemie leisten oder die zur Aufrechterhal-
tung der Funktionsfahigkeit des Staates erforderlich sind.

Hat der Landtag keine Notlage festgestellt, so kdnnen bereits begonnene Mallnahmen
im Sinne von Absatz 2 fortgefiihrt werden, wenn sie

1. aufgrund ihrer Natur eines langeren Umsetzungszeitraums bedirfen,



(4)

(5)

(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

2. der Starkung der Pandemie-Resilienz des Landes oder
3. der Beseitigung weiterbestehender Corona-Folgen dienen.

Soweit die Voraussetzungen der Absatze 2 und 3 vorliegen, diirfen aus dem Sonderver-
mogen ausschlielllich die in dem als Anlage beigefligten Mallnahmenkatalog aufgefiihr-
ten MalBnahmen finanziert werden. Die MaBnahmen gelten als solche im Sinne des Arti-
kel 94 Abs. 1 Nr. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt.

Mit diesem Gesetz wird nur die Gesamtiibersicht zum MaRnahmenkatalog verkiindet.

§4
Laufzeit des Sondervermogens

Ausgaben zulasten des Sondervermogens dirfen bis zum Ende des finften auf das Jahr
der Feststellung im Sinne von § 3 Abs. 2 folgenden Jahres geleistet werden. Dieser Um-
setzungszeitraum kann maBnahmenbezogen um bis zu zwei Jahre verlangert werden,
soweit das zur Beendigung einer MaRnahme erforderlich ist.

Wird eine MaBnahme nicht spatestens im letzten Jahr einer Feststellung nach § 3 Abs. 2
begonnen, so darf sie nicht zu Lasten des Sondervermégens finanziert werden. Die fiir
diese MaRnahme nach dem MaRnahmenkatalog eingeplanten Mittel sind im Folgejahr
an den Landeshaushalt abzufiihren. Soweit das Sondervermogen kreditfinanziert wird,
sind die Mittel zur Tilgung dieses Kredits zu verwenden.

Das Sondervermdogen ist nach Erfillung seiner gesetzlichen Aufgaben aufzuldsen. Ein
zum Zeitpunkt der Auflésung vorhandener Vermdgensbestand flielit dem Landeshaus-
halt zu. Soweit das Sondervermogen kreditfinanziert wird, ist der Vermdgenbestand zur
Tilgung dieses Kredits zu nutzen.

§5
Bewirtschaftung des Sondervermégens

Das Sondervermogen wird durch das fiir den Landeshaushalt zustdndige Ministerium
verwaltet. Es stellt fiir jedes Haushaltsjahr einen Wirtschaftsplan auf, der alle im Jahr zu
erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben enthalt. Der Wirt-
schaftsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen und dem Haushaltsplan des
Landes in dem jeweiligen Haushaltsjahr als Erlduterung beizufiigen.

Soweit ein Wirtschaftsplan fiir ein Haushaltsjahr aufgestellt worden ist, dirfen mit Be-
ginn dieses Jahres Ausgaben geleistet und (iberjahrige Verpflichtungen begriindet wer-
den.



(3)

(4)

Uberjahrige Umschichtungen innerhalb einer MaRnahme und maRnahmenibergreifen-
de Umschichtungen sind zuldssig. Sie bedirfen der Einwilligung des fir den Landeshaus-
halt zustdandigen Ministeriums. Zur Umsetzung einer MaBnahme oder einer Umschich-
tung dirfen auch die insoweit erforderlichen Ansadtze im Wirtschaftsplan geschaffen
werden. MalRnahmenibergreifende Umschichtungen von mehr als einer Million Euro
bedirfen zusatzlich der Einwilligung des fir den Haushalt zustandigen Ausschusses des
Landtags.

Werden zur Umsetzung von MalBnahmen zusatzlich Mittel Dritter verwendet, sind die
Ausgaben insoweit nicht im Wirtschaftsplan des Sondervermdégens zu veranschlagen.



MaBnahmenkatalog*

Anlage

(zu § 3 Abs. 4)

fiir die aus dem Sondervermégen Corona zu finanzierenden Ausgaben

- Gesamtiibersicht -

Lfd. Nr. Bezeichnung MaBnahme Mittelbedarf
- in Euro -

1 Einrichtung Katastrophenschutzstab der Landesregierung 50 000

2 Beschaffung von Technik zur Digitalisierung aller Rettungsmittel 2 550 000

3 Erweiterung um ein Laserwaffen- und Simulationssystems zur Auf- 330000
rechterhaltung des SchielRbetriebs

4 Ausstattung der Polizei mit mobiler Informationstechnologie 6 033 900

5 Beschaffung eines Impfmobils 1150000

6 Beschaffung von Netzersatzanlagen 3360 000

7 Zuschiisse an Sportvereine und Sportverbande zur Unterstitzung bei 4 400 000
der Bewidltigung der Folgen des Pandemiegeschehens

8 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Geschaftsbe- 10 800 000
reich des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung

9 Digitalisierung von sozialen Einrichtungen und Beratungsstellen 12 747 700

10 Schulgeldfreiheit fiir Pflegehelferinnen und Pflegehelfer 18 555 000

11 Investitionen in die soziale Infrastruktur zur Sicherstellung der Hygi- | 154 900 000
eneschutz-Standards

12 Investitionen Krankenhduser — Krankenhauszukunftsgesetz 139118 900

13 Investitionen Krankenhduser — Medizinisch-technische GroRgerate 91 504 000
inkl. baulicher Anpassungen

14 Ausstattung mit Luftfiltern in Einrichtungen der freien Trager der Ju- 4 600 000
gendarbeit und der Jugendsozialarbeit

15 MaBnahmen zum Gewaltschutz und fiir Beratungsstellen fiir Frauen 264 400
und deren Kinder

16 Ausstattung der Hochschulen mit mobilen Luftfilteranlagen 5 800 000

17 DigitalisierungsmaRnahmen an den Hochschulen 13 356 150

18 Ersatzbeschaffung und Erganzungsbeschaffung fiir GroRgerate 5000 000

19 Vorhaben zur Pandemieforschung 5 000 000

20 Ausgleichszahlungen an die auBeruniversitaren Forschungseinrich- 6 181 800
tungen

21 DigitalisierungsmalRnahmen an auReruniversitaren Forschungs- 16 195 200

einrichtungen
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Lfd. Nr. Bezeichnung MaBnahme Mittelbedarf
-in Euro -

22 Ausstattung der auReruniversitdren Einrichtungen mit mobilen Luft- 2 023 000
filteranlagen

23 Durchfiihrung SARS-CoV-2 Abwasser Screening 895 000

24 Arbeitsschutz und Gesundheitspravention im Schulbereich 2 742 000

25 DigitalisierungsmalRnahmen in anerkannten Einrichtungen der Er- 3 600 000
wachsenenbildung nach Erwachsenenbildungsgesetz Sachsen-Anhalt

26 DigitalisierungsmalRnahmen an Schulen 29918 700

27 MaBnahmen zur Bewiltigung von Lernrickstéanden 47 885 600

28 Digitalassistenz fiir Schulen 36 000 000

29 Umsetzung pandemieresilienter Baumalinahmen an Schulen 54 000 000

30 Business Resilienz: Wirtschaft digitalisieren — mit Digitalisierung wi- 1800 000
derstandsfahiger werden

31 Forderung der Tourismuswirtschaft 8 000 000

32 Kofinanzierung des Landes fir die laufende Antragsinitiative zum Eu- 2 000 000
ropean Digital Innovation Hubs

33 Verlangerung des Vorbereitungsdienstes der Forstinspektoranwar- 113 000
ter ,,Forst Dual” (Einstellungsjahr 2019 und 2020)

34 Kofinanzierung des Landes fiir zusatzliche GRW-MalRnahmen 96 749 000

35 Personelle Verstarkung der sozio6konomischen Beratung 720000

36 Ausstattung der Dienstgebdude mit mobilen Luftfilteranlagen und 400 000
CO,-Messgeraten

37 Einflhrung einer elektronischen Verkiindung 223 600

38 Digitalisierung der Verbraucherberatung 710 200

39 Ausgleich coronabedingter finanzieller Nachteile im 06ffentlichen 8 266 327
Personennahverkehr (Rettungsschirm 2020/2021) - Landeskofinan-
zierung fir die Inanspruchnahme der zusatzlichen Regionalisie-
rungsmittel des Bundes

40 Digitale Infrastrukturen 113 636 000

41 Onlinezugangsgesetz 115 000 000

42 Digitalisierung in der Landesverwaltung 313 096 900

43 Digitalisierung von o6ffentlichen Bibliotheken 3025 000

44 Notfallfonds flr Kultureinrichtungen und Kulturtrager zum Erhalt 1873 600
des kulturellen Lebens und der kulturellen Bildung in der Flache

45 Digitalisierung von Museen, kulturellen Einrichtungen und Kulturgi- 5210200
tern

46 Pandemiebedingte Ausgleichszahlungen an Landeskultureinrichtun- 623 100
gen

47 Forderung fur freischaffende Kiinstlerinnen und Kiinstler sowie Solo- 5590 000

selbstandige im Kulturbereich
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Lfd. Nr. Bezeichnung MaBnahme Mittelbedarf
-in Euro -

48 Bau des Landesamts fiir Verbraucherschutz 70 768 300

49 Installation und Erneuerung von stationaren raumlufttechnische An- 11426 300
lagen (,,RLT-Anlagen”)

50 Baumalnahmen in der Zentralen Aufnahmestelle fiir Fliichtlinge 500 000

51 Projekt ,,ITN-XT“ — Bauliche Ertiichtigung der Bestandsgebdude 24 150 000

52 BaumalRnahme an der Martin-Luther-Universitdt Halle (,Kihn- 6 300 000
Haus")

53 Baumalnahmen an der Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg 9 100 000

54 Weitere BaumaRnahmen an Hochschulen 3892 500

55 Personal zur Umsetzung zusatzlicher aus dem Sondervermogen 4518 000
Corona finanzierter und umzusetzender Bauprojekte

56 Erhohung des Ausfalltitels fiir Landesbirgschaften und Landesgaran- 50 000 000
tien

57 Zuschsse an die Universitatskliniken 320 000 000

58 Administrierungskosten zur Umsetzung Corona-bedingter MalRnah- 29 873 500
men

59 Anschaffung von Medientechniken und damit zusammenhdngende 146 100
bauliche Ertiichtigung von Beratungsraumen

60 Sektoreniibergreifende Versorgungsstrukturen 63327 023

* Hinweis: GemaR § 3 Abs. 5 wird mit diesem Gesetz nur die Gesamtibersicht der zu finanzierenden Maf3-

nahmen verkiindet.

Artikel 4
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung

Zu Artikel 1 - Anderung des Gewerbesteuerausgleichsgesetzes Sachsen-Anhalt -

A. Allgemeiner Teil
I. Anlass und Ziele

Mit dem Gewerbesteuerausgleichsgesetz Sachsen-Anhalt hat das Land die pandemiebeding-
ten Gewerbesteuerausfdlle der Gemeinden im Jahr 2020 in H6he von insgesamt 162 Millio-
nen Euro - halftig finanziert vom Bund und vom Land - pauschal ausgeglichen. Gemeinden
haben eine Gewerbesteuerausgleichszuweisung erhalten, wenn das Ist-Aufkommen aus der
Gewerbesteuer im ersten bis dritten Quartal des Jahres 2020 den Durchschnitt des Ist-
Aufkommens aus der Gewerbesteuer in den ersten bis dritten Quartalen der Jahre 2017 bis
2019 unterschritten hat.

Mit diesem Gesetz hat das Land das Gesetz zum Ausgleich von Gewerbesteuerminderein-
nahmen der Gemeinden infolge der COVID-19-Pandemie durch Bund und Lander vom 6. Ok-
tober 2020 (BGBI. I S. 2072) umgesetzt. Der pauschale Ausgleichsbetrag in Hohe von 162 Mil-
lionen Euro fir die Gemeinden in Sachsen-Anhalt hat sich dabei aus der Differenz zwischen
dem regionalisierten Schatzergebnis zum Gewerbesteueraufkommen nach der Steuerschat-
zung vom Oktober 2019 und dem regionalisierten Schatzergebnis zum Gewerbesteuerauf-
kommen nach der Steuerschatzung vom Mai 2020 ergeben, bereinigt um die von den Ge-
meinden abzufiihrende Gewerbesteuerumlage.

Dariiber hinaus haben die Gemeinden im Jahr 2020 auf der Grundlage eines gemal
§ 16 Abs. 2 Haushaltsgesetz 2020/2021 eingerichteten Haushaltstitels (Kapitel 1312 Titel
633 16) rd. 38,7 Millionen Euro zum Ausgleich ihrer weiteren Steuerausfalle erhalten. Diese
Mittel sind nach dem Schliissel zur Aufteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer
auf die Gemeinden in Sachsen-Anhalt gemalR § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur Durchfiih-
rung des Gemeindefinanzreformgesetzes pauschal verteilt worden.

Im Koalitonsvertrag 2021 bis 2026 ist vorgesehen, dass die coronabedingten voraussichtli-
chen Steuermindereinnahmen der Gemeinden im Jahr 2021 pauschal ausgeglichen werden.
Dazu sollen den Gemeinden 66 Millionen Euro zur Verfligung gestellt werden. Bei der Vertei-
lung der Summe sollen sowohl die Verluste bei der Gewerbesteuer als auch die Verluste bei
den Gemeindeanteilen an der Einkommensteuer und an der Umsatzsteuer berlicksichtigt
werden.
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Il. Wesentlicher Inhalt

Mit der Anderung des Gewerbesteuerausgleichsgesetzes wird eine Regelung geschaffen, die
die Vereinbarung im Koalitionsvertrag umgesetzt. Dabei ist wie folgt verfahren worden:

In einem ersten Schritt ist der Ausgleichsbetrag in Héhe von 66 Millionen Euro anhand der
Differenz zwischen dem regionalisierten Schéatzergebnis zu den gemeindlichen Steuerein-
nahmen nach der Steuerschatzung vom Oktober 2019 und dem regionalisierten Schatzer-
gebnis zu den gemeindlichen Steuereinnahmen nach der Steuerschatzung vom Mai 2021
ermittelt worden. Dabei wurde das Gewerbesteueraufkommen um die von den Gemeinden
abzufihrende Gewerbesteuerumlage bereinigt. Dieses Verfahren wurde bereits fir die Er-
mittlung des pauschalen Ausgleichsbetrages fiir die Gewerbesteuerausfalle im Jahr 2020 zu-
grunde gelegt.

StSch Mai 2021 | StSch Oktober 2019 Differenz
fir 2021 fir 2021 (in Mio. Euro)
(in Mio. Euro) (in Mio. Euro)
Steuereinnahmen 1.841 1.907 -66
der Gemeinden

In einem zweiten Schritt ist der Ausgleichsbetrag halftig aufgeteilt worden, d. h. es sind
33 Millionen Euro fiir den pauschalen Ausgleich von Gewerbesteuerausfallen und
33 Millionen Euro fiir den pauschalen Ausgleich von weiteren Steuerausfallen vorgesehen.
Diese Aufteilung folgt aus den Differenzen bei den zugrunde gelegten Steuerarten zwischen
den Steuerschatzungen vom Mai 2021 und vom Oktober 2019:

StSch Mai 2021 | StSch Oktober 2019 Differenz
fir 2021 fir 2021 (in Mio. Euro)
(in Mio. Euro) (in Mio. Euro)
GewsSt (netto) 732 764 -32
GA ESt 649 697 -48
GA USt 170 154 16
GA ESt + GA USt 819 851 -32

Ausgehend von dieser Vorverteilung werden folgende gesetzliche Regelungen geschaffen:
1. Gewerbesteuerausgleichszuweisungen im Jahr 2021 (§ 1a)
Die Zuweisungen zum pauschalen Ausgleich von Gewerbesteuerausfidllen im Jahr 2021

werden von der Systematik her wie die entsprechenden Zuweisungen im Jahr 2020 ge-
regelt. Dabei wird die Zuweisungssumme von 33 Millionen Euro anhand der Differenz
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zwischen dem Ist-Aufkommen aus der Gewerbesteuer im Jahr 2020 und dem Durch-
schnitt des Ist-Aufkommens aus der Gewerbesteuer der Jahre 2017 bis 2019 verteilt.
Wahrend fir die Zuweisungen im Jahr 2020 jeweils auf die ersten drei Quartale der Jah-
re 2017 bis 2020 abgestellt wurde, erfolgt nun eine Jahresbetrachtung, durch die inner-
jahrliche Quartalsschwankungen nivelliert werden.

2. Zuweisungen zum Ausgleich von weiteren Steuerausfallen im Jahr 2021 (§ 1b)

Die Zuweisungen zum pauschalen Ausgleich von weiteren Steuerausfallen im Jahr 2021
werden dem Grunde nach ebenfalls wie im Jahr 2020 geregelt, allerdings wird dazu eine
gesetzliche Regelung geschaffen. Die Zuweisungssumme von 33 Millionen Euro wird
nach den Gemeindeschlisselzahlen fiir den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
verteilt.

Da die fir die Umsetzung der Regelungen erforderlichen Zahlen bereits vorliegen (Gewerbe-
steueraufkommen der Jahre 2017 bis 2020 und Gemeindeschliisselzahlen fir das Jahr 2021),
ist eine schnelle und unkomplizierte Umsetzung gewahrleistet.

Die Gemeinden haben keinen Anspruch auf einen vollstandigen Ausgleich ihrer Steuerausfal-
le.

lll. Alternativen
Auf die Umsetzung der Vereinbarung im Koalitionsvertrag konnte verzichtet werden.

Es kdnnten eine andere Vorverteilung des Ausgleichsbetrages in Hohe von 66 Millionen Euro
und andere Verteilungsschlissel gewahlt werden.

Als anderer Verteilungsschliissel beim Ausgleich von Gewerbesteuerausfillen kime insbe-
sondere in Betracht, das Gewerbesteueraufkommen des Jahres 2021 so weit wie moglich zu
berlicksichtigen (d. h. die ersten zwei oder die ersten drei Quartale des Jahres 2021) und mit
den entsprechenden Quartalen der Jahre 2017 bis 2019 zu vergleichen. Nach Auswertung
der Kassenstatistik flir das 1. Halbjahr 2021 ware dann aber nicht auszuschlielRen, dass die
Gewerbesteuerausgleichszuweisungen stark von steuerlichen Sondereffekten ohne
Coronabezug beeinflusst wirden, die dem im Koalitonsvertrag formulierten Ziel, die
coronabedingten voraussichtlichen Steuermindereinnahmen auszugleichen, entgegenstehen
wiirden. Die Beriicksichtigung der ersten drei Quartale des Jahres 2021 wiirde im Ubrigen
einer schnellen und unkomplizierten Umsetzung der Regelung entgegenstehen, da die Kas-
senstatistik flr diesen Zeitraum erst Ende November 2021 vorliegen wird.
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IV. Kosten

Durch die pauschalen Ausgleichsleistungen an die Gemeinden entstehen dem Land Mehr-
kosten in Hohe von 66 Millionen Euro. Die Finanzierung erfolgt aus dem Nachtragshaushalt
2021.

V. Anhérung

Im Rahmen der Anhoérung zu dem Gesetzentwurf haben sich die kommunalen Spitzenver-
bande wie folgt gedulert:

Landkreistag:

Angesichts des Zieles, den Ausgleich der coronabedingten Steuermindereinnahmen der Ge-
meinden im Jahr 2021 mit dem Nachtragshaushalt 2021 und somit noch im laufenden Haus-
haltsjahr vorzunehmen, erscheint dem Landkreistag die pauschale Herangehensweise bei
der Ermittlung des Ausgleichsvolumens sowie die vorgesehene Verteilung auf die einzelnen
Gemeinden grundsatzlich nachvollziehbar.

Richtigerweise sehe der Gesetzentwurf vor, dass bei der Ermittlung der Steuerkraftzahl ge-
mafk § 14 Abs. 3 Nr. 2 FAG die Gewerbesteuerausgleichszuweisung wie Ist-Aufkommen aus
der Gewerbesteuer und damit auch bei der Kreisumlage bericksichtigt werde (§ 1a Abs. 4).
Gleiches gelte fir die vorgesehene Beriicksichtigung der Zuweisung zum Ausgleich von wei-
teren Steuerausfallen im Jahr 2021 (§ 1b Abs. 3).

Stddte- und Gemeindebund:

Der Stadte- und Gemeindebund begriifSt ausdriicklich die Bereitschaft des Landes, die Stadte
und Gemeinden auch in 2021 bei der Bewiltigung der coronabedingten Steuerminderein-
nahmen zu unterstitzen. Ausdriicklich begriBt er zudem, dass das Land beabsichtige, die
Ausgleichszuweisungen sowohl 2020 als auch 2021 generell nicht bedarfsmindernd beim Fi-
nanzausgleichsgesetz zu bericksichtigen.

Die Herleitung der Hohe der angedachten Ausgleichszuweisung von 66 Mio. Euro in Form
des Vergleichs der letzten Steuerschatzung vor Corona mit der nun vorliegenden Mai-
Steuerschatzung 2021 sei vom Grundsatz nachvollziehbar, entspreche sie doch der pauscha-
len Vorgehensweise des Bundes und des Landes bei den Gewerbesteuerausgleichszuweisun-
gen 2020.

Der angedachte Ausgleich fiir 2021 stehe wie schon der letztjahrige Ausgleich vor dem Ziel-
konflikt zwischen einer zeitnahen Kompensation einerseits und der exakten Ermittlung der
durch die Corona-Pandemie ausgeldsten Steuerverluste. Dieser Zielkonflikt verhinderte von
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Anfang an die Heranziehung von Haushaltsplanansatz-Abweichungen. Dieser Ermittlungsan-
satz ware dem Ziel einer Konjunkturstabilisierung jedoch eher gerecht geworden und hatte
die Chance geboten, die nun in der Gesetzesbegriindung angesprochene Ausreillerproble-
matik bei der Heranziehung des Gewerbesteueraufkommens laut Kassenstatistik 2021 zu
umgehen. Dies gelte gleichermaRen fir die AusreiBerproblematik aufgrund des als Referenz-
zeitraum herangezogenen Durchschnitts der Gewerbesteuer-Ist-Einnahmen der Jahre 2017
bis 2019.

Der alternativ gewdahlte pauschale Ansatz stelle somit einen Kompromiss dar und werde vom
Stadte- und Gemeindebund auch vor dem Hintergrund, dass es keinen Rechtsanspruch auf
einen kommunalindividuellen Ausgleich der tatsachlichen Steuerverluste gebe, grundsatzlich
mitgetragen.

Zielstellung des Gesetzes in Umsetzung des Koalitionsvertrages sei es, die voraussichtlichen
coronabedingten Steuermindereinnahmen der Gemeinden in 2021 bei der Gewerbesteuer
und bei den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer pauschal auszuglei-
chen. Daher bediirfe es einer Bereinigung der herangezogenen Daten flr den Gemeindean-
teil an der Umsatzsteuer um die in 2020 und 2021 vorgenommenen Umschichtungen von
den Kosten der Unterkunft (KdU) hin zum Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer.

Die in der Gesetzesbegriindung dargestellte positive Schatzabweichung beim Gemeindean-
teil an der Umsatzsteuer von 16 Mio. Euro fir 2021 sei vorrangig auf das Gesetz zur Beteili-
gung des Bundes an den Integrationskosten der Lander und Kommunen in den Jahren 2020
und 2021 vom 9. Dezember 2019 (BGBI. 2019 S. 2051 f.) zurickzufihren. Dieses Gesetz sei
bei der Oktober-Steuerschatzung 2019 noch nicht berlcksichtigt worden, da die Steuer-
schatzung in der Regel nur geltendes Rechts bericksichtige. Um im Bereich der KdU die
Bundesauftragsverwaltung zu vermeiden, seien Umschichtungen von den KdU zum Umsatz-
steueranteil der Gemeinden mit einem Umschichtungsvolumen von rd. 27 Mio. Euro in 2020
und 26 Mio. Euro in 2021 vorgenommen worden. Da der in der Gesetzesbegriindung darge-
stellte Anstieg des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer somit keine atypische konjunktu-
relle Reaktion auf die Corona-Pandemie darstelle, sondern auf die Finanzierung der Unter-
bringungskosten im Fluchtkontext durch den Bund zurlickfihren sei, ware dieser Aspekt bei
der Ermittlung der Ausgleichszuweisung zu beriicksichtigen gewesen. Dies wiirde die Aus-
gleichszuweisung auf 93 Mio. Euro erhdhen.

Die Vorabaufteilung der Mittel fiir den Ausgleich von Gewerbesteuerausfallen einerseits und
den Ausgleich von weiteren Steuerausfillen andererseits konne grundsatzlich nachvollzogen
werden. Sie diene der Berlicksichtigung der bereits 2020 festgestellten Steuerausfille bei
den Gemeindeanteilen an der Einkommen- und Umsatzsteuer, die zum Teil bei einzelnen
Gemeinden starker ausfallen als bei der Gewerbesteuer. Dies entspreche einer Forderung
des Stadte- und Gemeindebundes. Sofern beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer die zu-
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vor dargestellte Bereinigung im Zusammenhang mit den KdU Asyl nicht erfolge, werde dieser
Anspruch auf den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer verkirzt.

Dass bei der Binnenverteilung der Gewerbesteuerausgleichszuweisungen 2021 erneut auf
einen vergangenheitsbasierten Jahresvergleich abgestellt werde, dirfte durch den Ermes-
sensspielraum des Landesgesetzgebers gedeckt sein. Wie bereits bei der Ermittlung der ge-
samten Ausgleichszuweisungsmasse komme auch bei der Binnenverteilung der Zielkonflikt
zwischen einer zeitnahen Kompensation und der exakten Ermittlung der durch die Corona-
Pandemie ausgeldsten Steuerverluste zum Tragen.

Auch wenn die Gesetzesbegriindung die erwdhnten steuerlichen Sondereffekte nicht naher
erlautere, die der Grund dafiir seien, dass man hinsichtlich der Binnenverteilung der Gewer-
besteuerausgleichszuweisung 2021 erneut auf die Entwicklung in 2020 abstelle, kdnne die
Grundintention im Ansatz nachvollzogen werden.

Wie schon bei der Gewerbesteuerausgleichszuweisung 2020 sei es fir den Stadte- und Ge-
meindebund nicht nachvollziehbar, warum bei Bestimmung der Héhe der Gewerbesteuer-
ausgleichszuweisung 2021 eine Netto-Betrachtung erfolge, bei der interkommunalen Vertei-
lung jedoch eine Brutto-Betrachtung vorgenommen werden soll. Mit einer Brutto-
Betrachtung diirften erneut gewisse Verzerrungseffekte zu Gunsten derjenigen Kommunen
verbunden sein, die unterdurchschnittliche Gewerbesteuerhebesatze und liberdurchschnitt-
liche Gewerbesteueraufkommen aufweisen. Auch das Argument der nachgelagerten Bertick-
sichtigung bei der Steuerkraftmesszahlberechnung im Finanzausgleich 2023 diirfte diesen Ef-
fekt nicht hinreichend nivellieren.

Stellungnahme der Landesregierung:

Dem Wunsch des Stdadte- und Gemeindebundes nach einer Erhéhung der Ausgleichszuwei-
sungen von 66 Mio. Euro auf 93 Mio. Euro wird nicht gefolgt. Ausweislich des Koalitionsver-
trages geht es um einen pauschalen Ausgleich von coronabedingten voraussichtlichen Steu-
ermindereinnahmen, fir den 66 Mio. Euro zur Verfligung gestellt werden. Auch die Ermitt-
lung des Ausgleichsbetrages ist pauschal anhand der Differenz zwischen dem regionalisier-
ten Schatzergebnis zu den gemeindlichen Steuereinnahmen nach der Steuerschatzung vom
Oktober 2019 und dem regionalisierten Schatzergebnis zu den gemeindlichen Steuerein-
nahmen nach der Steuerschatzung vom Mai 2021 erfolgt. Eine Herausrechnungen von Effek-
ten einzelner Bundesgesetze oder ein Abgleich mit der tatsdchlichen Entwicklung der ge-
meindlichen Steuereinnahmen im Jahr 2021 erfolgt bei dieser pauschalen Betrachtung nicht.

Der Anregung des Stadte- und Gemeindebundes, bei der interkommunalen Verteilung der
Gewerbesteuerausgleichszuweisungen eine Netto-Betrachtung anstelle einer Brutto-
Betrachtung vorzunehmen, wird ebenfalls nicht gefolgt. Die Unterschiede zwischen diesen
Betrachtungsweisen liegen lediglich im einstelligen Prozentbereich der Zuweisungssumme.
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Die vorgesehene Berlicksichtigung der Gewerbesteuerausgleichszuweisungen bei der Ermitt-
lung der Steuerkraft gemal § 14 Abs. 3 Nr. 2 FAG wird als ausreichend angesehen, um die
geringen Verzerrungseffekte bei unterdurchschnittliche Gewerbesteuerhebesatze zu kom-
pensieren. Im Ubrigen sollen mit diesem Gesetzentwurf die Anderungen am Gewerbesteu-
erausgleichsgesetz Sachsen-Anhalt auf ein Mindestmal beschrankt werden, so dass die be-
reits bei den Gewerbesteuerausgleichszuweisungen im Jahr 2020 angewendete Brutto-
Betrachtung beigehalten wird. Dies ermoglicht zudem eine Kontinuitdt des Verwaltungshan-
delns und eine schnelle und unkomplizierte Umsetzung des Gesetzes.

B. Besonderer Teil

Artikel 1 enthadlt gesetzliche Regelungen, mit denen die coronabedingten voraussichtlichen
Steuermindereinnahmen der Gemeinden im Jahr 2021 pauschal ausgeglichen werden.

Zu Nummer 1 (Uberschrift)
Es handelt sich um eine erforderliche Erganzung aufgrund der Einfligung des § 1b.

Zu Nummer 2 (§ 1)
Es handelt sich um eine erforderliche Erganzung aufgrund der Einfliigung der §§ 1a und 1b.

Zu Nummer 3 (§§ 1a und 1b)
Mit § 1a wird eine Regelung zum pauschalen Ausgleich von Gewerbesteuerausfallen im Jahr
2021 geschaffen.

Absatz 1 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen Gemeinden eine pauschale Zuweisung
fir ihre im Jahr 2021 erwarteten Gewerbesteuerausfille erhalten. Das Ist-Aufkommen aus
der Gewerbesteuer im Jahr 2020 muss den Durchschnitt des Ist-Aufkommens aus der Ge-
werbesteuer in den Jahren 2017 bis 2019 unterschreiten.

In Absatz 2 wird die Hohe der Zuweisungen bestimmt. Diejenigen Gemeinden, die die Vo-
raussetzungen nach Absatz 1 erfiillen, erhalten einen anteiligen pauschalen Ausgleich an
dieser Zuweisungssumme.

In Absatz 3 werden die Bemessungsgrundlagen bestimmt. Fiir das Jahr 2020 ist dies die Kas-
senstatistik des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt, da die Jahresrechnungsstatistik
fir dieses Jahr noch nicht vorliegt. Fir die Jahre 2017 bis 2019 ist dies jeweils die Jahres-
rechnungsstatistik des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt. Ein Abstellen auf die Kas-
senstatistik fir diese Jahre, die das Steueraufkommen vierteljghrlich fir das abgelaufene
Quartal erfasst, ist anders als bei der Regelung nach § 1 fiir das Jahr 2020 nicht mehr erfor-
derlich.
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Absatze 4 und 5 enthalten eine dem § 1 Absatz 4 und 5 entsprechende Regelung. Dadurch
wird gewahrleistet, dass die Rundungsregelung des § 26 Abs. 1 FAG Anwendung findet, und
dass die Ausgleichszahlungen bei der Steuerkraftmesszahl nach § 14 FAG wie tatsachliches
Gewerbesteueraufkommen beriicksichtigt werden. Diese Beriicksichtigung betrifft sowohl
die Berechnung der Schliisselzuweisungen (§ 12 FAG) als auch die Berechnung der Umlagen
(§§ 19, 23 FAG).

Mit § 1b wird eine Regelung zum pauschalen Ausgleich von weiteren Steuerausfallen im Jahr
2021 geschaffen.

In Absatz 1 werden die Hohe der Zuweisungen und der Verteilungsschliissel bestimmt. Die
Zuweisungssumme wird nach den Schllsselzahlen gemald § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung
zur Durchfihrung des Gemeindefinanzreformgesetzes auf die Gemeinden aufgeteilt. Die
Schlisselzahlen fiir die jeweiligen Gemeinden sind in der Anlage 1 zu § 1 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung festgelegt. Es wird ein bereits bestehender und etablierter Verteilungsschliissel
genutzt, wonach alle Gemeinden eine Zuweisung erhalten. Vergleichsrechnungen wie bei
der Berechnung der Gewerbesteuerausgleichszuweisungen sind nicht erforderlich.

Absatz 2 enthdlt eine dem § 1 Absatz 4 entsprechende Regelung.

Absatz 3 bestimmt, dass die Ausgleichszahlungen bei der Steuerkraftmesszahl nach § 14 FAG
wie tatsachliches Aufkommen aus den Gemeindeanteilen an der Einkommensteuer und an
der Umsatzsteuer beriicksichtigt werden. Diese Berlicksichtigung betrifft sowohl die Berech-
nung der Schlisselzuweisungen (§ 12 FAG) als auch die Berechnung der Umlagen (§§ 19, 23
FAG).

Zu Nummer 4 (§ 2)

Es handelt sich um erforderliche Ergédnzungen aufgrund der Einfiigung der §§ 1a und 1b. Es
wird bestimmt, dass die Festsetzung und Auszahlung der Zuweisungen durch das Statistische
Landesamt Sachsen-Anhalt unverziiglich nach Inkrafttreten des Haushaltsbegleitgesetzes
2021 erfolgt.

Zu Artikel 2 - Anderung des Gesetzes zur Neuordnung der staatlichen Hochbau- und Lie-
genschaftsverwaltung -

Mit dem Gesetz zur Neuordnung der staatlichen Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung
vom 21. Dezember 2011 erfolgte eine Zusammenfiihrung aller immobilen- und staatshoch-
baubezogenen Aktivitaten des Landes zu einem zentralen und einheitlichen Bau- und Lie-
genschaftsmanagement. In diesem Zusammenhang war seinerzeit die Errichtung einer An-
stalt mit Dienstherrenfahigkeit im Geschaftsbereich des Ministeriums der Finanzen zu einem
ggf. spateren Zeitpunkt nicht ausgeschlossen. Der Landesbetrieb BLSA wurde daher in seiner
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Organisation als Landesbetrieb bereits stark an die Strukturen einer moglichen spateren An-
stalt des 6ffentlichen Rechts angendhert. Neben der Geschaftsfihrung wurde ein Verwal-
tungsrat als Organ installiert, der gemeinsam mit dieser den Landesbetrieb leitet. Da von der
Errichtung einer Anstalt mittlerweile Abstand genommen wurde und der Verwaltungsrat als
zusatzliches Organ der Leitung des Betriebes damit entbehrlich ist, kann dieser im Sinne ei-
ner Deregulierung aufgeldst werden. Die Auflosung des Verwaltungsrates ist somit geboten,
da die Landesverwaltung gemall § 7 Absatz 1 Organisationsgesetz Sachsen-Anhalt (OrgG
LSA) die Erledigung der durch sie wahrzunehmenden Aufgaben so zu organisieren hat, dass
die Aufgaben mit geringstmodglichem Aufwand erfiillt werden. Nicht erforderliche Organe
oder Gremien sind aufzuldsen.

Die Gesetzesanderung ist im Wesentlichen durch Streichen der betreffenden Vorschriften
der §§ 4 bis 6 moglich. Die bisher vom Verwaltungsrat wahrgenommenen Aufgaben werden
entsprechend der Regelungen im Grundsatzerlass zu den Landesbetrieben nach § 26 LHO im
Wesentlichen durch das Ministerium der Finanzen als fir Liegenschaften und fir die Verwal-
tung des Sondervermogens Grundstock zustandige oberste Landesbehorde Gibernommen.

Zu Artikel 3 - Corona-Sondervermogensgesetz -

A. Allgemeiner Teil

Sachsen-Anhalt befindet sich aufgrund der COVID-19-Pandemie weiterhin und noch tber ei-
nen langeren Zeitraum in einer aulRergewdhnlichen Notsituation, die sich der Kontrolle des
Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeintrachtigt. Diese auBergewohn-
liche Notsituation wird im Verlauf der Pandemie in ihren unterschiedlichen Dimensionen als
medizinische Bedrohung, als Wirtschaftskrise infolge eines pandemiebedingten exogenen
Schocks und in einem Verlust finanzieller Handlungsfahigkeit des Staates sichtbar. Vor die-
sem Hintergrund richtet das Land im Rahmen seiner schrittweisen Strategie zur Bewaltigung
der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie ein Sondervermégen ,,Corona“ ein. Die finanzpo-
litische Herausforderung ist von historischer Tragweite und erfordert in grolem Umfang ei-
ne Finanzierung durch neue Kredite, die durch die auergewohnliche Notsituation gerecht-
fertigt sind.

Die vorgeschlagene Gesetzgebung zum Sondervermdgen orientiert sich an den bis zur Erstel-
lung dieses Gesetzentwurfs vorliegenden rechtsgutachterlichen Stellungnahmen und
Rechtsauffassungen aus anderen Landern. Hieraus wurde die Zulassigkeit der Finanzierung
von MaBnahmen durch Notlagenkredite in Haushaltjahren, in denen die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Notlagenkredits nicht mehr vorliegen, abgeleitet. Die herausgearbeite-
ten Voraussetzungen wurden im Gesetzentwurf berticksichtigt. Die Landesregierung hat da-
raus die Handlungsfelder Resilienz durch Digitalisierung, Restart Wirtschaft und Gesellschaft
sowie Starkung des Gesundheitswesens und Gesundheitsmanagements als fur das Land
maRgeblich fiir die Pandemiebekampfung abgeleitet.
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Die Kreditaufnahme fiir das Sondervermdégen ,, Corona” erfolgt einmalig nach Verabschie-
dung des Nachtragshaushalts 2021. Diese Mittel werden dann einer Riicklage zugefiihrt. Die
jahrlichen Ausgaben werden nachtraglich der Riicklage entnommen und dem Sondervermo-
gen zugewiesen, sodass es ab dem Jahr 2022 haushaltsneutral ist. Fir das Sondervermdégen
»Corona“ werden haushalterische Flexibilisierungen genutzt, um die MalRnahmen finanzpoli-
tisch unbiirokratisch umzusetzen - so wie es zur Bewaltigung einer Notlage notwendig ist.

Um dem Gesetzgeber angemessen und transparent zur Umsetzung des Sondervermdgens
»Corona“ zu informieren, wird dem Ausschuss fiir Finanzen halbjahrlich per Stand 28.02. und
31.08. im Marz bzw. September ein Bericht vorgelegt (erstmalig per Stand 31.08.2022).

B. Besonderer Teil
Zu§1:

Mit der Einrichtung eines Sondervermdgens werden die fiskalischen Voraussetzung fir die
Umsetzung KrisenbewaltigungsmaRnahmen des Landes geschaffen. In seiner Eigenschaft als
vom Kernhaushalt abgegrenzte Vermdgensmasse biindelt das Sondervermdgen diese MaR-
nahmen und schafft so die notwendige Transparenz bezlglich des Handelns des Landes. Das
Sondervermogen gewadhrleistet dariiber hinaus die notwendige Flexibilitat, um die vorgese-
henen MalBnahmen erfolgreich umsetzen zu kdnnen. Zugleich ist das Sondervermogen in
seiner Funktion begrenzt. Es dient ausschlieBlich den zum Zeitpunkt seiner Einrichtung vor-
gesehenen MalRnahmen.

Zu § 2:

Die Vorschrift stellt klar, dass das Sondervermogen aus dem Landeshaushalt finanziert wird.
Es verfugt Gber keine eigenen Einnahmen.

Zu § 3:

Abs. 1 beschreibt abschlieend den Verwendungszweck des Sondervermdgens. Es dient aus-
schlieBlich als Instrument der Finanzierung von MalBnahmen der Krisenbewaltigung.

In den Abs. 2 bis 4 werden die inhaltlichen, zeitlichen und formellen Kriterien beschrieben,
die Voraussetzung dafiir sind, dass eine MaRnahme aus dem Sondervermégen finanziert
werden kann. Zugleich werden die umzusetzenden MalRinahmen verbindlich festgelegt. Er-
forderlich ist, dass die MaBnahmen den verfassungsrechtlichen Vorgaben fiir eine Kreditfi-
nanzierung in einer auBergewdhnlichen Notlage entsprechen. Abs. 4, letzter Satz stellt klar,
dass die MalRnahmen auch im Zeitraum der vorlaufigen Haushaltsfihrung umgesetzt werden
kénnen, da sie durch dieses Gesetz verbindlich beschlossen worden sind.
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Mit Abs. 5 wird geregelt, dass nicht der gesamte MalRnahmenkatalog im Amtsblatt zu verof-
fentlichen ist, sondern nur die Gesamtiibersicht der finanzierungsfahigen MaRnahmen. Dies
ist wegen des Umfangs des vollstandigen MalBnahmenkatalogs sinnvoll, auch wenn dieser
dennoch im Gesetzesrang als verbindlich vorgegeben werden soll. Der vollstandige Mal3-
nahmenkatalog mit den detaillierten Vorgaben fiir die einzelnen MaBRnahmen wird fir die
Offentlichkeit Gber die digitalen Medien (Internet) einsehbar sein.

Zu §4:

In Abs. 1 wird eine zeitliche Beschrankung fur den Beginn und die Umsetzung der Mal3nah-
men einerseits und daraus folgend fiir den Bestand des Sondervermogens als solches gere-
gelt, um den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine Kreditfinanzierung von Ausga-
ben in auBergewohnlichen Notlagen zu entsprechen. Ziel ist eine zligige, zeitnahe Umset-
zung der Krisenbewaltigungsmalnahmen.

Auch vor diesem Hintergrund bedarf es der Festlegung eines Umsetzungszeitraums und ei-
ner Regelung fiir eine Verlangerung dieses, soweit die Umsetzung des Vorhabens mehr Zeit
als geplant in Anspruch nimmt. In dem durch Abs. 2 definierten Umsetzungszeitraum nicht
abgeschlossene Vorhaben kdnnen vielmehr nach Maligabe zukiinftiger Haushaltsgesetzge-
bung mit Mitteln aus dem Landeshaushalt weiter finanziert werden.

Abs. 3 regelt, dass eine nicht rechtzeitig begonnene Malinahme von vorneherein nicht aus
dem Sondervermogen finanziert werden darf. Die Mallnahme muss in dem Jahr begonnen
worden sein, flir das eine Notlage im Sinne des § 99 Abs. 3 S. 2 der Landesverfassung festge-
stellt worden ist. Eine Malinahme ist begonnen worden, sobald der erste, zu ihrer Umset-
zung notwendige Schritt eingeleitet worden ist. Wegen der Beschrankung des Sondervermo-
gens auf die Finanzierung konkreter Malnahmen sind im Falle der verspateten Umsetzung
die diesbeziglichen Mittel des Sondervermoégens an den Landeshaushalt abzufiihren.

Zu § 5:

Abs. 1 regelt die Verwaltung des Sondervermdégens und stellt klar, dass ein kameralistischer
Wirtschaftsplan aufzustellen ist. Festgelegt wird auBerdem, wie der Wirtschaftsplan des
Sondervermdégens im Haushaltsplan des Landes darzustellen ist.

Abs. 2 stellt klar, dass der Wirtschaftsplan bewirtschaftet werden kann, sobald er aufgestellt
worden ist und schafft gemeinsam mit Abs. 3 groRtmaogliche haushaltswirtschaftliche Flexibi-
litat. Zentraler Malistab des Handels ist der MaBnahmenkatalog, der die Vorhaben verbind-
lich festlegt und inhaltlich, zeitlich und quantitativ beschrankt. Der limitierenden Funktion
des einzelnen Ansatzes im Wirtschaftsplan bedarf es nicht. Abs. 3 sichert gleichzeitig die
Rechte des Landtages, indem er bestimmt, dass malinahmenibergreifende Umschichtungen
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von mehr als einer Million Euro zuséatzlich zur Zustimmung des fir Finanzen zustandigen Mi-
nisteriums auch der Einwilligung des fir den Haushalt zustandigen Ausschusses des Landtags
bedarf.

Abs. 4 sichert die Funktion des Sondervermdgens als zeitlich und inhaltlich abgegrenztes Fi-
nanzierungsinstrument. Von Dritten mitfinanzierte Ausgaben werden nicht im Sonderver-
mogen dargestellt.

Zu Artikel 4 - Inkrafttreten -

Das Sondervermdogen soll schnellstmdéglich eingerichtet werden, deswegen soll das Haus-
haltsbegleitgesetz am Tag nach der Verkiindung in Kraft treten.
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Gesamtubersicht der zu finanzierenden MalRhahmen

Lfd. Nr. Bezeichnung Malinahme Mittelbedarf in
Euro

1 Einrichtung Katastrophenschutzstab der Landesregierung 50 000

2 Beschaffung von Technik zur Digitalisierung aller Rettungsmittel 2 550 000

3 Erweiterung um ein Laserwaffen- und Simulationssystems zur 330 000
Aufrechterhaltung des Schiel3betriebs

4 Ausstattung der Polizei mit mobiler Informationstechnologie 6 033 900

5 Beschaffung eines Impfmobils 1150 000

6 Beschaffung von Netzersatzanlagen 3360 000

7 Zuschisse an Sportvereine und Sportverbande zur Unterstitzung bei der 4 400 000
Bewaltigung der Folgen des Pandemiegeschehens

8 Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer im Geschéftsbereich 10 800 000
des Ministeriums fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

9 Digitalisierung von sozialen Einrichtungen und Beratungsstellen 12 747 700

10 Schulgeldfreiheit fur Pflegehelferinnen und Pflegehelfer 18 555 000

11 Investitionen in die soziale Infrastruktur zur Sicherstellung der 154 900 000
Hygieneschutz-Standards

12 Investitionen Krankenhauser — Krankenhauszukunftsgesetz 139 118 900

13 Investitionen Krankenhauser — Medizinisch-technische Grol3gerate inkl. 91 504 000
baulicher Anpassungen

14 Ausstattung mit Luftfiltern in Einrichtungen der freien Trager der 4 600 000
Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit

15 MalRnahmen zum Gewaltschutz und fiir Beratungsstellen fur Frauen und 264 400
deren Kinder

16 Ausstattung der Hochschulen mit mobilen Luftfilteranlagen 5800 000

17 Digitalisierungsmafnahmen an den Hochschulen 13 356 150

18 Ersatzbeschaffung und Erganzungsbeschaffung fir GroR3gerate 5000 000

19 Vorhaben zur Pandemieforschung 5000 000

20 Ausgleichszahlungen an die au3eruniversitaren Forschungseinrichtungen 6 181 800

21 Digitalisierungsmaflnahmen an aul3eruniversitaren Forschungs- 16 195 200
einrichtungen

22 Ausstattung der auferuniversitdren  Einrichtungen mit  mobilen 2 023 000
Luftfilteranlagen

23 Durchfihrung SARS-CoV-2 Abwasser Screening 895 000

24 Arbeitsschutz und Gesundheitspravention im Schulbereich 2742 000

25 DigitalisierungsmaRnahmen in  anerkannten  Einrichtungen  der 3600 000
Erwachsenenbildung nach Erwachsenenbildungsgesetz Sachsen-Anhalt

26 Digitalisierungsmafinahmen an Schulen 29918 700

27 MalRnahmen zur Bewaltigung von Lernriickstanden 47 885 600

28 Digitalassistenz fur Schulen 36 000 000

29 Umsetzung pandemieresilienter Baumaflinahmen an Schulen 54 000 000

30 Business Resilienz: Wirtschaft digitalisieren — mit Digitalisierung 1 800 000
widerstandsfahiger werden

31 Forderung der Tourismuswirtschaft 8 000 000

32 Kofinanzierung des Landes fir die laufende Antragsinitiative zum European 2 000 000

Digital Innovation Hubs
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Lfd. Nr. Bezeichnung Malinahme Mittelbedarf in
Euro
33 Verlangerung des Vorbereitungsdienstes der Forstinspektoranwarter ,Forst 113 000
Dual” (Einstellungsjahr 2019 und 2020)
34 Kofinanzierung des Landes fiir zuséatzliche GRW-MalRnahmen 96 749 000
35 Personelle Verstarkung der soziobkonomischen Beratung 720 000
36 Ausstattung der Dienstgebaude mit mobilen Luftfilteranlagen und COq- 400 000
Messgeréaten
37 Einflhrung einer elektronischen Verkiindung 223 600
38 Digitalisierung der Verbraucherberatung 710 200
39 Ausgleich  coronabedingter finanzieller Nachteile im 6ffentlichen 8 266 327
Personennahverkehr (Rettungsschirm 2020/2021) — Landeskofinanzierung
fur die Inanspruchnahme der zuséatzlichen Regionalisierungsmittel des
Bundes
40 Digitale Infrastrukturen 113 636 000
41 Onlinezugangsgesetz 115 000 000
42 Digitalisierung in der Landesverwaltung 313 096 900
43 Digitalisierung von ¢ffentlichen Bibliotheken 3025 000
44 Notfallfonds fur Kultureinrichtungen und Kulturtrdéger zum Erhalt des 1873 600
kulturellen Lebens und der kulturellen Bildung in der Flache
45 Digitalisierung von Museen, kulturellen Einrichtungen und Kulturgitern 5210 200
46 Pandemiebedingte Ausgleichszahlungen an Landeskultureinrichtungen 623 100
a7 Forderung fir freischaffende Kiinstlerinnen und Kinstler sowie 5590 000
Soloselbstandige im Kulturbereich
48 Bau des Landesamts fur Verbraucherschutz 70 768 300
49 Installation und Erneuerung von stationaren raumlufttechnische Anlagen 11 426 300
(,RLT-Anlagen®)
50 BaumalRnahmen in der Zentralen Aufnahmestelle fir Fluchtlinge 500 000
51 Projekt ,ITN-XT" — Bauliche Ertlichtigung der Bestandsgebaude 24 150 000
52 BaumaRnahme an der Martin-Luther-Universitat Halle (,Kiihn-Haus") 6 300 000
53 Baumalnahmen an der Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg 9 100 000
54 Weitere Baumafinahmen an Hochschulen 3892500
55 Personal zur Umsetzung zuséatzlicher aus dem Sondervermégen Corona 4518 000
finanzierter und umzusetzender Bauprojekte
56 Erh6éhung des Ausfalltitels fur Landesbirgschaften und Landesgarantien 50 000 000
57 Zuschusse an die Universitatskliniken 320 000 000
58 Administrierungskosten zur Umsetzung Corona-bedingter Malinahmen 29 873 500
59 Anschaffung von Medientechniken und damit zusammenhé&ngende 146 100
bauliche Ertlichtigung von Beratungsraumen
60 Sektorenubergreifende Versorgungsstrukturen 63 327 023
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Ausfuhrlicher MalRnhahmenkatalog

Lfd. Nr.:

Ressort:

Handlungsfeld:

MalRnahme:

Erlauterung:

1

Ministerium flr Inneres und Sport

Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Einrichtung Katastrophenschutzstab der Landesregierung

Im Katastrophenfall wird der Krisenraum der Landesregierung mittels sog.
Messebausysteme um den Saal 218.1 erweitert. Die Beschaffung eines
entsprechenden neuen Systems ist erforderlich. Des Weiteren soll eine

Deckenlautsprecheranlage beschafft werden.

Mittelbedarf:  50.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
50.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 2
Ressort: Ministerium fir Inneres und Sport
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalRnahme: Beschaffung von Technik zur Digitalisierung aller Rettungsmittel

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die Reduktion zwischenmenschlicher

Kontakte bei der Eindammung der Verbreitung des Virus hilft.
Telemedizinische Elemente, wie die Kommunikation zwischen Rettungsdienst
und Krankenh&usern und die Ubersendung von Vitaldaten im Voraus einer
Einlieferung, leisten dazu einen Beitrag und sorgen gleichzeitig fur eine
schnellere und effizientere Versorgung. Telemedizin erscheint vor dem
Hintergrund der Erfahrungen in der pandemischen Lage daher auch als

Mdoglichkeit, die Ansteckungsgefahren des medizinischen Personals zu

senken.
2.550.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
550.000 € | 2.000.000 € 0€ 0€ 0€ 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:

Malnahme:

Erlauterung:

3

Ministerium fir Inneres und Sport
Resilienz durch Digitalisierung
Erweiterung um ein Laserwaffen- und Simulationssystems zur
Aufrechterhaltung des Schiel3betriebs

Polizeivollzugsbeamte (PVB) sind Waffentrager. Die Schiel3aus-/fortbildung
ist ein essentieller Bestandteil innerhalb der Aufgabenerfillung der Polizei des
Landes. Fir ein sicheres Agieren eines jeden PVB bei seiner Dienstausiibung
muss der Umgang mit Waffen regelmafllig gemall PDV 211 sowie aller
entsprechenden Erlasslagen und Vorschriften trainiert werden, um im Falle
einer Schusswaffenanwendung das erlernte Wissen und Koénnen schnell
abrufen zu konnen. Im Rahmen derartigen Trainings ist das Agieren von
mehreren PVB sowie den Ausbildern gleichzeitig auf engem Raum notwendig,
da sowohl das Handeln mindestens im Zwei-Mann-Team als auch die
Supervision von essentieller Bedeutung ist. Wenn in Notlagen bspw.
Abstandsregeln gewahrt und Kontaktbeschrdnkungen eingehalten werden
mussen, kommt es unweigerlich zum Ausfall der Schiel3ausbildung. Nur die
Umsetzung des geplanten Lasersimulationstrainings gewahrleistet durch eine
reale Trennung, aber virtuelle Zusammenarbeit der Ubenden PVB eine
unterbrechungsfreie Durchfiihrbarkeit des Aus- und Fortbildungsbetriebs und

somit die Handhabungssicherheit im Falle einer Schusswaffenanwendung.

Mittelbedarf: ~ 330.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
330.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 4
Ressort: Ministerium fir Inneres und Sport
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
MalRRnahme:  Ausstattung der Polizei mit mobiler Informationstechnologie

Erlauterung:

Auch fir die Polizei ist die Sicherstellung der Arbeitsfahigkeit unter
Pandemiebedingungen eine grofe Herausforderung. Die Vermeidung
unndtiger (insbesondere interner) Kontakte kann dabei einen wichtigen
Beitrag leisten, um den krankheits- und quarantanebedingten Ausfall von
ganzen Personengruppen zu verhindern. Homeoffice stellt in der Polizei
jedoch keine realisierbare Losung dar. Eine effektive Alternative bildet die
Ausstattung mit mobiler Technik in Form von Smartphones mit den

entsprechenden Fachanwendungen (Polizei-APP’s). Damit kdnnen bereits
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am Einsatzort Daten erfasst, Fotos bzw. Videos Ubertragen und auf alle

notwendigen Informationen  zugegriffen werden, ohne Zeit mit

entsprechenden Schreibarbeiten in den Dienststellen verbringen zu missen.

Die  Arbeitsumgebung wird somit kontaktarmer gestaltet und
Ubertragungswege  fir  Krankheitserreger werden  minimiert.  Die
Ausfallsicherheit und Einsatzverfigung der Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte im Pandemiefall wird deutlich gesteigert.
Mittelbedarf:  6.033.900 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
2.613.800 € | 3.420.100 € 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 5
Ressort: Ministerium flr Inneres und Sport
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Beschaffung eines Impfmobils

Erlauterung:

Zur Bewadltigung der Impfstrategie im Zuge der Bekadmpfung der Corona-
Pandemie stellt dies eine mobile Mdglichkeit dar, Massenimpfungen auch
aul3erhalb der Standorte des Polizeiarztlichen Zentrums und auch fur die
Mit

Ausstattung soll eine dauerhafte Nachnutzung als schnelles und flexibles

unmittelbare  Landesverwaltung  durchzufiihren. entsprechender

Arbeitsmedizinmobil mdglich gemacht werden.

Mittelbedarf: ~ 1.150.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
0 € | 1.150.000 € 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 6
Ressort: Ministerium fir Inneres und Sport
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Beschaffung von Netzersatzanlagen

Erlauterung:

Dienste der Telekommunikations-/Mobilfunknetzbetreiber sind als auf3erst

kritisch anzusehen, sofern keine ununterbrochene Stromversorgung

sichergestellt ist. Eine Pandemie mit hoheren Infektionszahlen kann

Auswirkungen auf die Arbeitsfahigkeit von Energieunternehmen und
insbesondere Netzbetreibern haben und demzufolge die Notwendigkeit von
Ist wird auch die

Notstromaggregaten erhdhen. letzteres gegeben,

Versorgung eines Grofdteils sozialer und medizinischer Einrichtungen, die
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insbesondere  eine  entscheidende Rolle zur Versorgung von
Pandemieerkrankten innehaben, beeintrachtigt sein.
Mittelbedarf:  3.360.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.680.000 € | 1.680.000 € 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 7
Ressort: Ministerium fir Inneres und Sport
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
MalRRnahme:  Zuschiisse an Sportvereine und Sportverbédnde zur Unterstitzung bei

Erlauterung:

der Bewaltigung der Folgen des Pandemiegeschehens
Anzahl

Vereinsmitglieder eine finanzielle Unterstutzung in Form von Pauschalen. Mit

Die Sportvereine erhalten in Abh&ngigkeit von der ihrer
den Pauschalen sollen insbesondere die infolge der pandemiebedingten
Einschrankungen entstandenen Schaden kompensiert und die Vereine bei
MalBnahmen zur Bewegungsforderung bzw. (Rick-)Gewinnung von
Mitgliedern unterstitzt werden. Hinsichtlich der Hohe der Pauschalen soll fur
jedes erwachsene Vereinsmitglied ein Betrag in H6he von 10 Euro und fir
jedes Kind bzw. jeden Jugendlichen ein Betrag in Hohe von 15 Euro
ausgereicht werden. Bei knapp 350.000 Vereinsmitgliedern in Sachsen-Anhalt
(davon rund 100.000 Kinder und Jugendliche) entspricht dies einem
Mittelbedarf in Hohe von rund 4 Mio. Euro. Des Weiteren soll den
Sportvereinen fur jedes im Jahr 2022 neu hinzugewonnene Vereinsmitglied
eine weitere Pauschale gewahrt werden, um damit einen zusatzlichen Anreiz
fur die Werbung neuer Vereinsmitglieder zu setzen bzw. erfolgreiche
Bemihungen zur Mitgliedergewinnung und damit zur Starkung des Sports zu
honorieren (Annahme: 25.000 Neumitglieder x 10 Euro). Weiterhin ist eine
Pauschale fur neu erworbene DOSB-Trainerlizenzen (Annahme: 150 neue

Lizenzen x 100 Euro) vorgesehen.

Mittelbedarf: ~ 4.400.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
4.400.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:

MalRnahme:

Erlauterung:

8
Ministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Geschéaftsbereich
des Ministeriums fur Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Mit

Geschéftsbereich des Ministeriums flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und

Beschluss der Landesregierung vom 21.07.2020 konnten im
Gleichstellung zusétzliche Einstellungen im Umfang von bis zu 36 VZzA fiir
personelle Mehrbedarfe im Zusammenhang mit der Bewéaltigung der Corona-
Pandemie vorgenommen werden. Diese zusétzlichen 36 VzA missen fir
weitere 5 Jahre zur Bewadltigung der Pandemie und des damit verbundenen

Arbeitsanstiegs einschlief3lich fir Nacharbeiten verlangert werden.

Mittelbedarf: ~ 10.800.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
2.160.000 € | 2.160.000 € | 2.160.000 € | 2.160.000 € | 2.160.000 € 0€
Lfd. Nr.: 9
Ressort: Ministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: Digitalisierung von sozialen Einrichtungen und Beratungsstellen

Erlauterung:

Die Corona-Pandemie stellt die sozialen Einrichtungen und Beratungsstellen
vor grofRe Herausforderungen. Zum einen ist gerade fur Menschen in
besonders schwerwiegenden Lebenslagen eine regelméRige Beratung
zwingend erforderlich. Auch unter Pandemiebedingungen muss daher
sichergestellt werden, dass Betroffene und Angehérige den Kontakt und die
Beratung zu den Beratungsstellen halten kdnnen. Dies ist durch einen Ausbau
der digitalen Beratungsangebote realisierbar. Die Folgen der Pandemie
konnen bewaéltigt und abgewehrt sowie die Resilienz bei kiinftigen Pandemien
deutlich erhdht werden, wenn Beratungen und Informationen jeder Zeit und
auch Uber grol3e Entfernungen hinweg mdglich sind. Ziel ist es somit, digitale
MalRnahmen zu starten, um so den Kontakt zu den Beratenden auch unter
Pandemiebedingungen zu halten und weiterhin Angebote unterbreiten zu
kénnen. Zum anderen ist fur Untergebrachte in sozialen Einrichtungen auch
unter Pandemiebedingungen der Kontakt mit anderen Menschen, die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben sowie an Bildungsprozessen zwingend
erforderlich. Hier kann die Verflugbarkeit von digitalen Endgerdten die

Resilienz bei kinftigen Pandemien deutlich erhdhen.

10
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Projekte, die finanziert werden sollen, sind:

Digitalisierungsprojekte der Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen

Digitalisierung  von  Pflegeeinrichtungen -  Ausstattung  von

Pflegeeinrichtungen mit digitalen Endgeraten
Digitalisierungsprojekte der Suchtberatungsstellen

Digitalisierung von stationaren Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung -

Ausstattung des untergebrachten Personenkreises mit digitalen
Endgeraten
— Digitalisierungsprojekte von Einrichtungen der Jugendarbeit und

Jugendsozialarbeit
Digitalisierungsprojekte der Familienverbande, Familienzentren und

Trager der Familienbildungsangebote

Mittelbedarf:  12.747.700 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027

3.595.300 € | 2.363.100 € | 2.263.100€ | 2.263.100 € | 2.263.100 € 0€
Lfd. Nr.: 10
Ressort: Ministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Mal3nahme: Schulgeldfreiheit fur Pflegehelferinnen und Pflegehelfer
Erlauterung: Die  Corona-Pandemie  hat verdeutlicht, dass ein  dringender

arbeitsmarktpolitischer Handlungsbedarf im Bereich der Pflege existiert. Es
besteht ein hoher Bedarf an Pflegehelferinnen und Pflegehelfern in Sachsen-
Anhalt, der sich entsprechend der Personalbemessung auch im Hinblick auf
den avisierten Aufbau multiprofessioneller Pflegeteams noch verstéarken wird.
Entsprechend der Ergebnisse der Rothgang-Studie ergibt sich fur
Einrichtungen (stationar/teilstationar) ein Mehrbedarf von mehr als 100.000
Vollzeitdquivalenten. Vor allem fehlen qualifizierte Assistenzkrafte mit 1- bis
2-jahriger Ausbildung nach Landesrecht. Deshalb muss die Ausbildung in
diesem Beruf dringend attraktiver gestaltet werden. Auf Bundesebene ist die
Novellierung der Berufsgesetze beabsichtigt, mit der die Schulgeldfreiheit und
die Zahlung einer Ausbildungsvergitung im Bereich der Gesundheitsberufe
sichergestellt werden soll. Fur Pflegehelferinnen und Pflegehelfer ist im Land
die Schulgeldfreiheit bereits umgesetzt. Bis die rechtlichen Voraussetzungen
fur die Zahlung einer Ausbildungsvergitung fir Pflegehelferinnen und

Pflegehelfer auf Bundesebene vorliegen, soll in einer 3jahrige Ubergangszeit

11
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die Zahlung einer Ausbildungsvergitung umgesetzt werden, damit bereits
jetzt die erheblichen Bedarfe gedeckt werden kdnnen. Diese sollte sich an der

Mindestauszubildendenvergiitung orientieren.

Mittelbedarf:  18.555.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
4.563.000 € | 5.952.000 € | 8.040.000 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 11
Ressort: Ministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Investitionen in die soziale Infrastruktur zur Sicherstellung der

Erlauterung:

Hygieneschutz-Standards

Die Unterbringung in Mehrbettzimmern ist in der Pflege als auch in der
Eingliederungshilfe weit verbreitet. Stationdre Wohnformen muissen auch
nach InfektionsschutzmalR3stdben zu sicheren Orten werden. Ein wichtiger
Beitrag dazu kann die Ertlichtigung der baulichen Infrastruktur leisten. Das
sollte in erster Linie die Reduzierung von Mehrpersonenbelegung in Zimmern
von stationdren Einrichtungen sein. Dazu kénnen aber auch sonstige bauliche

Veranderungen zahlen, die eine hygienische Aufwertung der baulichen

Infrastruktur  bieten, wie die Beseitigung von Engpassen, das

Laufwegemanagement, Beliiftung u.a.
Mittelbedarf:  154.900.000 €

2022 2023 2024 2025 2026 2027
14.900.000 € | 35.000.000 € | 35.000.000 € | 35.000.000 € | 35.000.000 € 0€

Lfd. Nr.: 12
Ressort: Ministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Investitionen Krankenhauser — Krankenhauszukunftsgesetz

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Mit dem am 02.09.2020 in Kraft getretenen Krankenhauszukunftsgesetz stellt
der Bund drei Milliarden Euro bereit, damit Krankenh&user in moderne
Notfallkapazitaten, die Digitalisierung und ihre IT-Sicherheit investieren
kénnen. Der Antragszeitraum fur die Bundesmittel erstreckt sich auf den
02.09.2020 bis 31.12.2021. Die
Kofinanzierungsanteil in Hoéhe von 30 v. H. zu erbringen.
139.118.900 €

zum Lander haben einen

12
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2022 2023 2024 2025 2026 2027
25.914.700 € | 46.548.100 € | 46.661.700 € | 10.445.800 € | 9.548.600 € 0€
Lfd. Nr.: 13
Ressort: Ministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Investitionen Krankenhauser — Medizinisch-technische GroRR3gerate inkl.

Erlauterung:

baulicher Anpassungen
Die Akutversorgung von Patientinnen und Patienten in Krankenh&ausern spielt
fur die grundsatzlichen Herausforderungen einer qualitativ hochwertigen und
modernen Gesundheitsversorgung eine grof3e Rolle. Dies zeigt sich
insbesondere in der Bewaltigung der COVID-19-Pandemie. Hierflr sind unter
anderem eine gute technische Ausstattung der Krankenh&user zwingend
erforderlich. So hat die Behandlung der Corona-Patientinnen und Patienten
gezeigt, dass hierflr nicht nur Beatmungsgerate notwendig sind, sondern
Da

technische Ausstattung der Krankenhduser in den letzten Jahren nicht in

auch anderes medizintechnisches Equipment. Investitionen in die
ausreichendem Malf3e erfolgen konnten, sind viele Geratschaften veraltet. Fir
die Finanzierung dieses medizintechnischen Nachholbedarfs ist im Sinne der

dualen Krankenhausfinanzierung die 6ffentliche Hand (das Land) zustandig.

Mittelbedarf:  91.504.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
91.504.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 14
Ressort: Ministerium flr Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalBnahme:  Ausstattung mit Luftfiltern in Einrichtungen der freien Trager der

Erlauterung:

Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit

Die bauliche Substanz der Einrichtungen der freien Trager ist teilweise in
einem desolaten Zustand, so dass Pandemie bedingtes regelmafiges Luften
und Frischluftzufuhr begrenzt oder gar nicht méglich sind. Die Raumgrofe
ermdglicht es mitunter nicht, Abstande einzuhalten, so dass in Zeiten hoher

Inzidenzwerte aufl3erschulische Jugendarbeit gar nicht erst stattfinden kann

oder nur wenige Teilnehmende zugelassen werden konnen. Fest zu
installierende RLT-Anlagen sowie die Beschaffung von mobilen
Luftreinigungsgeraten  mit  Filterfunktion  zur  Verringerung  der

13
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Aerosolkonzentration sollen flr die genannten Einrichtungen finanziert
werden kénnen. Bei besonderem Bedarf sind auch einfache bauliche

MalRnahmen an Fensteranlagen maglich.

Mittelbedarf:  4.600.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
4.600.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 15
Ressort: Ministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
Malnahme: Maflnahmen zum Gewaltschutz und fir Beratungsstellen fir Frauen und

Erlauterung:

deren Kinder

In Umsetzung der Verpflichtungen der Istanbul-Konvention sind zur
Aufrechterhaltung der Malinahmen zum Gewaltschutz fur Frauen und deren
Kinder sowie deren Beratung zusatzliche Aufwendungen der Trager zur
SARS-CoV-2-

Einddmmungsverordnung ST und der entsprechenden Abstands- und

Umsetzung der Vorgaben der jeweils geltenden

Hygienevorgaben zu kompensieren.

Mittelbedarf: 264.400 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
124.400 € 80.000 € 60.000 € 0€ 0€ 0€

14
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:
MalRnahme:

Erlauterung:

16

Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt

Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Ausstattung der Hochschulen mit mobilen Luftfilteranlagen

Durch die Pandemie erlangte die Gesundheitsvorsorge und die Starkung des
Gesundheitsmanagements an den Hochschulen eine besondere Bedeutung.
Der Schutz der Gesundheit aller Mitarbeitenden, Lehrenden und Studierenden
war und ist oberstes Ziel und somit Bedingung zur Aufrechterhaltung der

Arbeitsfahigkeit aller hochschulischen Bereiche. Die Malinahme dient dazu,

mobile Liftungsanlagen zur Verhinderung von Aerosolbildung in den
Réaumlichkeiten anzuschaffen.
Mittelbedarf:  5.800.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
5.800.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 17
Ressort: Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
MalRnahme: DigitalisierungsmalRnahmen an den Hochschulen

Erlauterung:

Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, dass im Bereich der

Digitalisierung an den Hochschulen groRer Handlungsbedarf besteht.
Innerhalb kirzester Zeit mussten die Voraussetzungen fiir mobiles Arbeiten
der Beschéftigten geschaffen werden sowie bisher durchgéngig in Prasenz
durchgefiihrte Veranstaltungen (Vorlesungen, Priifungen etc.) virtuell oder in
Hybridform vorbereitet und angeboten werden. Dies erfordert nunmehr die
Schaffung bzw. Verbesserung der technischen Voraussetzungen in den
Hochschulen, insbesondere durch

Anschaffung von Medientechnik in Horsalen und Seminarrdumen

Erweiterung der technischen Ausristungen der Bibliotheken (u.a. mit
Bibliotheksautomaten)

Verbesserung der Bedingungen fiir das mobile Arbeiten der Beschéftigten

Mittelbedarf: 13.356.150 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
11.478.040 € | 819.070€ | 558.920 € | 500.120 € 0€ 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:
MalRnahme:

Erlauterung:

18

Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Ersatzbeschaffung und Ergdnzungsbeschaffung fir GrofR3gerate
Wahrend der Pandemie wurden Grol3gerate vermehrt und intensiver genutzt.
Das betrifft u.a. labordiagnostische Ausstattungen, Computertomographen
und mobiles Rontgen. Diese Gerate wurden mehr beansprucht und sind daher
zu ersetzen. Auch muss der Geratebestand fir

eher zukinftige

Pandemienutzungen ergéanzt werden, um den Anforderungen gerecht zu

werden.
Mittelbedarf: ~ 5.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027

1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € 0€
Lfd. Nr.: 19
Ressort: Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalRRnahme:  Vorhaben zur Pandemieforschung

Erlauterung:

Eine der wichtigsten Felder zur BekAmpfung von Pandemien ist die Forschung
und Entwicklung von Impfstoffen, Arzneimitteln und anderen Wirkstoffen
gegen Coronaviren und ahnliche Erreger. Wichtig ist auch, dass diese in
Europa, speziell in Deutschland entwickelt und getestet werden. Hinzu

kommen andere epidemiologische Forschungsprojekte in sozialen,

psychologischen und ethischen Bereichen, z.B. zu Infektionsketten,

Gesundheitsversorgung und technischen Mal3nahmen gegen Infektionen.

Mittelbedarf: ~ 5.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € | 1.000.000 € 0€
Lfd. Nr.: 20
Ressort: Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
Malnahme:  Ausgleichszahlungen an die aulBeruniversitaren Forschungs-

Erlauterung:

einrichtungen
Zur Eindammung der Corona-Pandemie muissen die aul3eruniversitaren
Forschungseinrichtungen, insbesondere die Leibniz-Institute, MaRnahmen

zum Schutz der Mitarbeitenden und zum Funktionieren eines
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ordnungsgeméafRen Wissenschaftsbetriebs treffen. Daraus entstehen
Mehrkosten fur den Betrieb (Energie, Verbrauchsmaterial, Bewachung etc.)
sowie fir den anforderungsgerechten Umbau und die Anderung der
Raumgeometrien. Als weitere wichtige pandemiebedingte Aufgabe sind die
Laufzeitverlangerungen von Qualifikationsstellen, die Automatisierung von
Kernanalytik sowie die baulichen Anpassungen in Arbeits-, Sozial- und

Gastebereichen zu nennen.

Mittelbedarf:  6.181.800 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.713.600 € | 2.216.800 € | 1.170.600 € 882.600 € 183.200 € | 15.000 €
Lfd. Nr.: 21
Ressort: Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: DigitalisierungsmalRnahmen an  auleruniversitaren  Forschungs-

Erlauterung:

einrichtungen

Die Pandemie hat aufgezeigt, dass insbesondere im Bereich der digitalen
Ausstattung deutliche Defizite bestehen. Um den Wissenschaftsstandort
weiterhin attraktiv zu halten, sind hier Verbesserungen zwingend erforderlich.
Zu den notwendigen MaRnahmen gehéren z.B. spezifische Anpassung der IT-
Ausstattung u.a. mit erweiterter Videofunktion, IT-Netzkapazitaten-Ausbau,
Umbau von Laboreinrichtungen, Voraussetzung fur virtuelle Institutsfihrung in
Krisensituationen, Datenfernsicherung und Steigerung der IT-Sicherheit,
Digitalisierung der Verwaltungsprozesse auch sensibler Daten sowie die
Bereitstellung von mobilen Arbeitsplatzen. Diese MalRhahmen dienen dazu,

auch in Pandemiezeiten die Arbeitsfahigkeit sicherzustellen.

Mittelbedarf: ~ 16.195.200 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
4445100 € | 4.861.100 € | 3.578.600 € | 1.555.800 € 994.100 € | 760.500 €
Lfd. Nr.: 22
Ressort: Ministerium fir Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalBnahme:  Ausstattung der aulleruniversitaren Einrichtungen mit mobilen

Erlauterung:

Luftfilteranlagen
Durch die Pandemie erlangte die Gesundheitsvorsorge eine besondere

Bedeutung. Der Schutz der Gesundheit aller Mitarbeitenden war und ist
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oberstes Ziel. Die MaRnahme dient dazu, mobile Liftungsanlagen zur
Verhinderung von Aerosolbildung in den Raumlichkeiten anzuschaffen sowie

die dafur erforderlichen Vorbereitungen durchzufihren.

Mittelbedarf:  2.023.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
270.000 € 150.000 € | 550.000 € 650.000 € 403.000 € 0€
Lfd. Nr.: 23
Ressort: Ministerium flr Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalRnahme: Durchfihrung SARS-CoV-2 Abwasser Screening

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Im Rahmen eines erfolgreichen Testlaufs konnte ein Zusammenhang
zwischen der Menge der SARS-CoV-2 RNA im Abwasser und den
Inzidenzzahlen beobachtet werden. Nunmehr ist die Einrichtung eines
landesweit reprasentativen und regelmaRigen SARS-CoV-2 Abwasser
Screenings als Frihwarnsystem geplant. Folgendes wird finanziert:

— Kauf eines real-time-PCR-Gerats

— Laborverbrauchsmaterialien

— 1 VZA Laborant/-in

— 1 VZA Probenehmer/-in

895.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
195.000 € | 190.000 € | 190.000 € | 190.000 € | 130.000 € 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:

Handlungsfeld:

MalRnahme:

Erlauterung:

24
Ministerium fir Bildung
Starkung Gesundheitswesen Restart

Wirtschaft und Gesellschaft

und Gesundheitsmanagement/

Arbeitsschutz und Gesundheitspravention im Schulbereich

Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie sind neue Belastungsformen
bei Schilerinnen und Schiilern, beim Schulpersonal sowie bei den Eltern zu
verzeichnen, die insbesondere auf die Mehrbelastung aus der Durchfiihrung
von Distanzunterricht, der mangelnden Trennung von Arbeit und Privatleben,
der Belastung aufgrund von gleichzeitiger Heimarbeit und Betreuung von
Kindern sowie der Angst vor Ansteckungsgefahr bei Kollegen, Schilerinnen
und Schilern resultieren. Das Land ist gehalten, geeignete praventive
MalRnahmen zu entwickeln, um sowohl den Gesundheitsschutz der Lehrkréfte
als auch die Folgen der durch die Pandemie entstandenen Defizite in Bezug
auf den Kinderschutz auszugleichen durch:

— MaRnahmen fur Schulpersonal aufgrund von Gefahrdungsbeurteilungen,
— MaRnahmen zum Kinder- und Jugendschutz und zur Pravention gegen

sexuelle Gewalt

Mittelbedarf:  2.742.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
457.000 € | 457.000 € | 457.000 € | 457.000 € | 457.000 € | 457.000 €
Lfd. Nr.: 25
Ressort: Ministerium flr Bildung
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Mal3nahme: DigitalisierungsmalBnahmen in anerkannten Einrichtungen der
Erwachsenenbildung nach Erwachsenenbildungsgesetz Sachsen-

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Anhalt

Aufgrund der Pandemie kam es in den Erwachsenenbildungseinrichtungen zu
SchlieBungen bzw. zu eingeschranktem Betrieb. Durch die Initiierung eines
Forderprogramms soll die digitale Infrastruktur und Ausstattung in den nach
EBG-LSA anerkannten Einrichtungen verbessert werden (Internet, WLAN,
Hard- und Software, digitale Systeme, technischer Support und Wartung,
padagogische Lernplattformen), um z.B. auch Angebote fir die Durchfiihrung
von Fernunterricht anbieten zu kénnen.

3.600.000 €
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2022 2023 2024 2025 2026 2027

600.000 €

600.000 € | 600.000€ | 600.000€ | 600.000€ | 600.000 €

Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:
Malnahme:

Erlauterung:

26

Ministerium flr Bildung

Resilienz durch Digitalisierung

DigitalisierungsmafRnahmen an Schulen

Der schulische Lockdown in der Pandemiehochzeit mit Distanzunterricht hat
deutlich gemacht, dass sowohl die Schulen als auch die Schiilerinnen und
Schiler unterschiedlich ausgestattet sind, durchweg aber Ausbauerfordernis
besteht. Geférdert werden sollen deshalb insbesondere

Schul-IKT in Oberzentren,

professionelle Strukturen zur Administration,

Anschaffung digitaler Endgeréate fur Schilerinnen/ Schuler,

— Ausstattung der Schulen zur Erstellung professioneller Online-
Lehrangebote,
— Ausstattung von Makerspaces/ Digitallaboren.
Mittelbedarf: ~ 29.918.700 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.042.900 € | 592.900 € | 5.592.900 € | 9.230.000 € | 8.230.000 € | 5.230.000 €
Lfd. Nr.: 27
Ressort: Ministerium fUr Bildung

Handlungsfeld:

MafRnahme:

Erlauterung:

Restart Wirtschaft und Gesellschaft

MalRnahmen zur Bewaltigung von Lernrickstanden

Durch die SchlieBung der Schulen sind bei vielen Schilerinnen und Schilern
Lernrickstande in den Kernfachern und Kernkompetenzen aufgetreten. Der
Bund und die Lander sind sich einig, dass die SchulschlieBungen zu einer
starken Belastung innerhalb der Bildungsbiografie von Schilerinnen und
Schilern fuhren kdnnen. Sie stimmen deshalb darin Uberein, dass die
betroffenen Schiilerinnen und Schiler schnellstmdglich dabei unterstiitzt
werden miussen, ihren Bildungsweg erfolgreich fortsetzen zu kénnen. Der
Bund und die Lander haben zu diesem Zweck fur die Jahre 2021 und 2022
eine Vereinbarung zur Umsetzung des ,Aktionsprogramm Aufholen nach

Corona fur Kinder und Jugendliche* geschlossen, deren Malinahmen durch
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das Land fortgesetzt werden sollen. Die Finanzierung folgender MalRhahmen
ist geplant:

Kindern nichtdeutscher

Sprachférderung von und Jugendlichen

Herkunftssprache,
Anschaffung von Lernmitteln und Ubungssoftware,
Entwicklung von Lernangeboten,

Schulbudget fur 6ffentliche Schulen zur Bewaltigung von Lernriickstéanden,

Zuschisse an freie Schulen zur Bewaéltigung von Lernriickstanden.

Mittelbedarf:  47.885.600 €

2022 2023 2024 2025 2026 2027

0€ 10.854.700 € | 11.024.800 € | 9.846.800 € | 8.668.700 € | 7.490.600 €
Lfd. Nr.: 28
Ressort: Ministerium flr Bildung

Handlungsfeld:
Maflnahme:

Erlauterung:

Resilienz durch Digitalisierung
Digitalassistenz fur Schulen
Mit Einstellung oder Beauftragung von Digitalassistenten sollen die Schulen
ertuchtigt und unterstitzt werden, die Transformation der Verwaltung durch
Digitalisierung zu vollziehen. Die Digitalassistenz unterstutzt die Lehrkrafte

und Schilerinnen und Schiler beim Einsatz und der Anwendung digitaler

Werkzeuge.
Mittelbedarf: ~ 36.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
6.000.000 € | 6.000.000 € | 6.000.000 € 6.000.000 € | 6.000.000 € | 6.000.000 €
Lfd. Nr.: 29
Ressort: Ministerium fir Bildung

Handlungsfeld:
MalRnahme:

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Umsetzung pandemieresilienter Baumallnahmen an Schulen

Forderung von Baumalinahmen an Schulen, die der Einhaltung von
Hygienestandards dienen. Ziel ist es, die UnterrichtsrAume so zu gestalten,
dass dort dauerhafter Prasenzunterricht auch unter Pandemiebedingungen
moglich ist.

54.000.000 €
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2022

2023

2024

2025

2026

2027

9.000.000 €

9.000.000 €

9.000.000 €

9.000.000 €

9.000.000 €

9.000.000 €
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:

Malnahme:

Erlauterung:

30

Ministerium fur Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten

Resilienz durch Digitalisierung

Business Resilienz: Wirtschaft digitalisieren — mit Digitalisierung
widerstandsfahiger werden

Um Krisenzeiten (z. B. Covid-19 Pandemie) mdglichst unbeschadet zu
meistern, bedarf es mehr Resilienz und mehr Widerstandsfahigkeit der
Wirtschaftsakteure durch Technik, insbesondere Digitalisierung und die
intelligente Verknipfung von Daten. Fur eine erfolgreiche Adaption der neuen
Technologien und digitaler Konzepte in den Geschaftsbetrieb werden mehrere
Ansatze verfolgt. Beschéftigte sollen qualifiziert und weitergebildet werden
(Know-how-Vermittlung) im Hinblick auf die sich wandelnden Anforderungs-
und Kompetenzprofile. Mithilfe von zielgruppenspezifischen MafRRnahmen
sollen die digitalen Skills der Mitarbeiter ausgebaut und das Know-how der
Fuhrungskréafte Uber den Einsatz bestehender Technologien aufgebaut
werden. Ein weiterer Ansatzpunkt ist das Sichtbarmachen der Potenziale
durch digitale Lésungen sowie die Befahigung zur Anwendung der Potenziale
durch Datentkonomie und digitale Losungen.

Mittelbedarf: ~ 1.800.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
450.000 € 900.000 € 450.000 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 31
Ressort: Ministerium fur Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft/ Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: Forderung der Tourismuswirtschaft

Erlauterung:

Die Tourismuswirtschaft ist eine der am starksten von der Corona-Krise
betroffenen Branchen. Zur Abfederung der Folgen der Pandemie fur die
Tourismuswirtschaft werden unterschiedliche Kampagnen geplant. Durch die
Marketingmafinahmen unter Nutzung belastbarer aktueller
Marktforschungsdaten soll der Tourismus in Sachsen-Anhalt nach Corona
national und international wieder wettbewerbsfahig gemacht werden. Zudem
dienen alle MarketingmalRnahmen dazu, durch die Unterstitzung der
Tourismuswirtschaft bei der Gewinnung von Arbeits- und Fachkraften, der
Rickgewinnung des Vertrauens der Touristen und der

Bewusstseinsschaffung der Bevolkerung die langfristigen Folgen der
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Pandemie abzumildern. Dartber hinaus werden Digitalisierungsmafnahmen
geplant. Durch die coronabedingten Anderungen im Reiseverhalten sowie im
Verhalten der Reisenden vor Ort, die verstarkte Nachfrage nach digitalen
Tourismusangeboten und der voraussichtlich auch langfristigen
Verénderungen bei den Formaten von nationalen und internationalen Messen
und Veranstaltungen steht der Tourismus vor der Herausforderung, sich in
kirzester Zeit umfassend zu digitalisieren. Mit den MafRRnahmen soll der
Tourismus in Sachsen-Anhalt wettbewerbsfahig gemacht und umfassend

digitalisiert werden. So kann weiteren Pandemien vorgebeugt werden.

Mittelbedarf: ~ 8.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.750.000 € | 2.500.000 € | 2.250.000 € | 1.500.000 € 0€ 0€
Lfd. Nr.: 32
Ressort: Ministerium fur Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
MalRnahme: Kofinanzierung des Landes fur die laufende Antragsinitiative zum

Erlauterung:

European Digital Innovation Hubs (EDIH)

Der EDIH ist eine geplante Organisation, die Unternehmen und den
offentlichen Sektor bei der digitalen Transformation untersttitzt und so deren
Resilienz starkt. Relevante Themen, die bearbeitet werden sollen, fokussieren
auf z.B. technologiebasiertes Risikomanagement sowie die Nutzung von Ki
und Open Data. Der EDIH wird Themen an der Grenze zwischen Wirtschaft
und Verwaltung bearbeiten, mit einem Fokus auf Herausforderungen, die sich
vor allem auch wahrend der Covid-19 Pandemie offenbart haben, z.B.
hinsichtlich e-Health, Digitalisierter Logisitik und Logistik-/
Verkehrsinfrastrukturen. Parallele Transferaktivitaten in die Wirtschaft sollen

ebenfalls zur Starkung der Resilienz der Wirtschaft Sachsen-Anhalts

beitragen.
Mittelbedarf: ~ 2.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
400.000 € 400.000 € 400.000 € 400.000 € 400.000 € 0€
Lfd. Nr.: 33
Ressort: Ministerium fur Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
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MalRnahme:

Erlauterung:

Verlangerung des Vorbereitungsdienstes der Forstinspektoranwarter
» Forst Dual* (Einstellungsjahr 2019 und 2020)

Die Forstinspektor-Anwarter im Dualen Studium "Forstwirtschaft und
Okosystemmanagement" an der FH Erfurt haben 2019 und 2020 ihre
Laufbahnausbildung begonnen und sollen diese Ende Marz 2023 bzw. 2024
beenden. Ab Frihjahr 2020 konnten die Seminare an der FH Erfurt corona-
bedingt nur noch online durchgefihrt werden, soweit das thematisch ging. Die
vielen praktischen Teile konnten nicht durchgefiihrt werden. Dies fehlt den
Studierenden und muss nachgeholt werden. Auch Lehrgénge in den
betriebspraktischen Teilen konnten nicht durchgefiihrt werden und werden
nachgeholt. Dadurch verléangert sich ihr Vorbereitungsdienst um sechs

Monate. Fir diesen Zeitraum sind weitere Bezlige zu zahlen.

Mittelbedarf:  113.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
0€ 72.000 € 41.000 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 34
Ressort: Ministerium fur Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
MalRnahme: Kofinanzierung des Landes fir zusatzliche GRW-MalRnahmen

Erlauterung:

Die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie sind nach wie vor in den
wirtschaftlichen Ablaufen des Landes prasent. Die aktuellen Stérungen in den
internationalen Wertschopfungsketten, Nachfrageriickgdnge sowie noch
nachwirkend die Einschrankungen oder SchlieBungen der Betriebe durch
Einddmmungsverordnungen lassen die Investitionsbereitschaft in Teilen der
Wirtschaft verhalten zurick, wobei Unternehmen je nach
Branchenzugehorigkeit in unterschiedlichem Maf3 beeintrachtigt sind. Fast 15
Monate Lock down und seine Auswirkungen haben Finanzriicklagen
abgeschmolzen und flihren zu Vorsicht bei der Realisierung von
Investitionsprojekten. Insbesondere die Eigenkapitalrickgange kdnnen sich
negativ auf die Investitionsbereitschaft der Unternehmen auswirken. Es ist
davon auszugehen, dass bei mindestens 30 % der Wirtschaftsunternehmen
Auswirkungen der Corona-Krise nach wie vor die betrieblichen
Entscheidungen beeinflussen. Den Investitionsférdermitteln der GRW
kommen fur die von der Pandemie und den aufgezeigten Problemlagen
betroffenen Unternehmen eine Uberdurchschnittliche Bedeutung zu. Sie

kénnen Unsicherheiten bei der Investitionsplanung positiv beeinflussen und
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senken und zu einem Nachholen bzw. Vorziehen von Investitionen fihren. Vor
30 % GRW-

Investitionsfordermittel in den Jahren 2022 bis 2025 auf Unternehmen

diesem Hintergrund wird angenommen, dass der
entfallen, die von den Auswirkungen der Corona-Krise betroffen sind. Fur
diesen Zeitraum werden die voraussichtlich benétigten GRW-Landesanteile in

Hohe von 30 % pauschal aus dem Sondervermdgen Corona finanziert.

Mittelbedarf:  96.749.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
26.850.200 € | 25.087.600 € | 23.600.700 € | 21.210.500 € 0€ 0€
Lfd. Nr.: 35
Ressort: Ministerium fir Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
Malnahme: Personelle Verstarkung der soziobkonomischen Beratung

Erlauterung:

Auf der Grundlage des Landwirtschaftsgesetzes stellt die soziobkonomische
Beratung ein hoheitliches Beratungsangebot des Landes Sachsen-Anhalt fur
landwirtschaftliche und gartenbauliche Betriebsinhaberinnen dar. Ziel ist es,
vor dem Hintergrund bestehender existenzgeféahrdender wirtschaftlicher
Probleme Entscheidungshilfen zur betrieblichen Konsolidierung direkt oder
auch indirekt zu vermitteln. Im Zuge der Pandemie ist auch in den
landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betrieben mit weitreichenden
negativen  wirtschaftlichen rechnen. Preisverfall,

Auswirkungen zu

Absatzeinbriiche, Arbeitskraftemangel, Quarantaneauflagen und
Kapitaldienstschwierigkeiten bestimmen die aktuelle Marktlage. Im Zuge der
Pandemieproblematik kommt es zu einem Anstieg der zu bearbeitenden
49). Die

durchschnittliche Verweildauer der Mandanten in der soziobkonomischen

Antrage (vor Corona relativ konstant 30 bis 35, aktuell
Beratung betragt dabei von drei bis finf Jahren ab Beratungsbeginn.
Erganzend zum bisherigen Angebot der soziobkonomischen Beratung werden
aufgrund der Corona-Pandemie Themen wie Digitalisierungsstrategien in der
Landwirtschaft oder Onlineseminare generell an Bedeutung zunehmen.
Aufgrund des pandemiebedingt anhaltend hohen Bedarfs sollen insgesamt
drei zusatzliche VzA befristet auf vier Jahre aus dem Sondervermdégen

finanziert werden.

Mittelbedarf: 720.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
180.000 € 180.000 € 180.000 € 180.000 € 0€ 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:

Malnahme:

Erlauterung:

36

Ministerium fur Justiz und Verbraucherschutz

Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Ausstattung der Dienstgebdude mit mobilen Luftfilteranlagen und CO.-
Messgeraten

Mit der sukzessiven Beschaffung von mobilen Luftfilteranlagen und CO2-
Messgeraten soll sowohl der aktuellen Pandemielage Rechnung getragen als
auch Vorsorge fur kinftige Hygienemallinahmen getroffen werden.
Insbesondere bei der Nutzung von Raumen zum Aufenthalt von mehreren

Personen (Gerichtsséle, Schulungs- und Besprechungsrdaume) kann mit

mobilen Luftfilteranlagen dem Infektionsrisiko vorgebeugt und der
Dienstbetrieb weitgehend aufrechterhalten werden.
Mittelbedarf: ~ 400.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027

200.000 € | 100.000 € | 100.000 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 37
Ressort: Ministerium fur Justiz und Verbraucherschutz
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: Einfiuhrung einer elektronischen Verkiindung

Erlauterung:

Die Einfuhrung einer elektronischen Verkiindung hat als Folge der Corona-
Pandemie eine neue Bewertung ihrer Notwendigkeit und Dringlichkeit
erfahren. Mit einer digitalen Verkindungsplattform soll kinftig eine
Beschleunigung bei der eilbedirftigen Veroffentlichung von Verordnungen
und Regelungen zum Umgang mit Krisensituationen erreicht und der zeitnahe

Zugang zu veréffentlichten Vorschriften erleichtert werden.

Mittelbedarf:  223.600 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
33.000 € | 105.000 € 85.600 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 38
Ressort: Ministerium fir Justiz und Verbraucherschutz
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: Digitalisierung der Verbraucherberatung

Erlauterung:

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass sich in Krisen auch die
schutzwirdigen Interessen der Verbraucher dynamisch entwickeln und
die

Verbraucherschutzberatung der Situation an, um ohne sachfremde Einflisse

zunehmen. Im Interesse des Landes passt sich
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Mittelbedarf:

neutral auch zu krisentypischen Anliegen zu beraten (z.B. abgesagte Reisen,
Klassenfahrten oder Veranstaltungen, fortlaufende Vertrage flr ungenutzte
Mitgliedschaften in Sportvereinen oder Fitnessclubs, Lieferverzégerungen,
Eintrittspflichten von Versicherungen etc.). Sie schafft Vertrauen und leistet

damit einen Beitrag zur Krisenbewaltigung. Durch pandemiebedingte

Einschrankungen fir Besucher hat der digitale Zugang zur
Verbraucherberatung an Bedeutung gewonnen. Um
Verbraucherschutzberatung in  kiinftigen  Krisensituationen  besser

aufrechtzuerhalten, sind MaRnahmen zum Ausbau der digitalen Infrastruktur

sowie verstarkt digitale Angebote notwendig.

710.200 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
222.600 € | 116.700€ | 119.400€ | 122.800€ | 128.700 € 0€
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Lfd. Nr.:
Ressort:
Handlungsfeld:

MalRnahme:

Erlauterung:

39

Ministerium fir Infrastruktur und Digitales

Restart Wirtschaft und Gesellschaft

Nachteile im offentlichen
2020/2021)

zusatzlichen

Ausgleich coronabedingter finanzieller

Personennahverkehr (Rettungsschirm
die

Regionalisierungsmittel des Bundes

Landeskofinanzierung fir Inanspruchnahme der

Der OPNV ist systemrelevant. Er erfillt unabdingbare Aufgaben der
COVID-19-Pandemie hat

Fahrgastzahlen und massive Verluste der Fahrgeldeinnahmen zu verzeichnen,

Daseinsvorsorge. Infolge der er sinkende
was einen Vollbetrieb mit dem Kostendeckungsgrad vor der Pandemie
unmoglich macht. Durch die zusatzlichen Haushaltsmittel sollen die bei den
Verkehrsunternehmen entstandenen finanziellen Nachteile entsprechend
abgefedert werden. Diese Art von Uberbriickungshilfe wahrend der Notlage
sorgt dafiir, dass das OPNV-Angebot in gewohntem Umfang und gewohnter
Qualitat weiterhin aufrechterhalten werden kann und damit ein starkes Signal
fur die Verlasslichkeit des Systems, insbesondere in Krisenzeiten, gesetzt wird.
Die Mittel dienen zur Kofinanzierung der seitens des Bundes zusétzlich
bereitgestellten Regionalisierungsmittel. Der Bund beteiligt sich zur Hélfte an
der Finanzierung der zum jetzigen Zeitpunkt absehbaren finanziellen

Nachteile im OPNV.

Mittelbedarf:  8.266.327 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
8.266.327 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 40
Ressort: Ministerium fur Infrastruktur und Digitales
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Mal3nahme: Digitale Infrastrukturen

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Die zielgerichtete und zeithahe Weiterentwicklung digitaler Infrastrukturen fur

Gesellschaft und Wirtschaft ist essentiell fir die Bewaltigung der

Pandemiefolgen. Durch z. B. die Unterstitzung des kommunalen
Gigabitausbaus, Forderung von Leerrohrmitverlegungsmalinahmen, des
Mobilfunkausbaus und von 5G-Projekten sowie von Freifunkprojekten soll
eine hochwertige flachendeckende Festnetz- und Mobilfunkversorgung
sichergestellt werden.

113.636.000 €
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2022 2023 2024 2025 2026 2027
23.000.000 € | 23.000.000 € | 23.000.000 € | 23.000.000 € | 21.636.000 € 0€
Lfd. Nr.: 41
Ressort: Ministerium fur Infrastruktur und Digitales
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
Malnahme: Onlinezugangsgesetz

Erlauterung:

Der Zugang zu den Leistungen der Verwaltung muss durch eine
konsequentere Nutzung des Digitalisierungspotenzials erleichtert werden. Die
Technikimplementierung muss dabei einhergehen mit Veranderungen der
organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen. Das
Onlinezugangsgesetz hat hierfir notwendige Impulse gesetzt. Es ist zwingend
geboten, unverziglich im Rahmen einer konzertierten Aktion aller Beteiligten
solche MalRnahmen intensiviert und konzentriert umzusetzen, die schnell,
effizient, wirkungsvoll und dauerhaft die faktisch etablierten Defizite abbauen,
kompensieren und mdoglichst beseitigen. Zu den im Frontoffice wirkenden
0OZG-Diensten zu Gunsten von verwaltungsnutzenden Personen missen
optimierende MafBhahmen in Bezug auf interne Erledigungsprozesse und
Backofficekomponenten vollumfanglich geschaffen werden und konsequent
neue Formen der Zusammenarbeit, Aufgabenverteilung und sog. shared
Services ermdglicht werden. Dabei geht es um komplexe Anpassungen
bestehender Anwendungen bzw. Uberhaupt eine Digitalisierung in allen
Nur

insofern komplexe Infrastruktur bietet die Grundlage fur ebenenibergreifende

Zustandigkeitsfeldern. harmonisierte, standardisierte, gemeinsame,
Servicestrukturen, die temporare und lokale Ausfélle einzelner Bereiche
kompensieren, so dass insgesamt die Verwaltung des Landes auf einem
ausreichenden Handlungsfahigkeitslevel verbleibt. Die MalRhahme umfasst
Aufbau

Zugangskomponenten, Anbindung (Register, Archiv, Intermediar), allgemeine

Bindelung/ dezentraler/  zentraler Infrastruktur,  sichere

und fachspezifische Vorgangsbearbeitung und Aktenfuhrung (harmonisiert,

standardisiert) Struktur und Prozessoptimierungsleistungen, Kl-basierte
Supportkomponente(n).
Mittelbedarf:  115.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
23.000.000 € | 23.000.000 €| 23.000.000 € 23.000.000 € | 23.000.000 € 0€
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Lfd. Nr.: 42
Ressort: Ministerium fir Infrastruktur und Digitales
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
MalRnahme: Digitalisierung in der Landesverwaltung
Erlauterung: Es geht um die Umsetzung von DigitalisierungsmalRnahmen der
Landesverwaltung im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie (eGOV OSI,
VPN, dWebTor, dSmartDesk/dMessenger, Anpassung von Bandbreiten,
Sicherstellung eines compliancesicheren Arbeitens, Sharepoint zentral,
Standardarbeitsplatz, Einfihrung der elektronischen Verwaltungsarbeit,
Verfahren zur sicheren Nutzung von Internet-Diensten am Arbeitsplatz etc.).
Die Projekte zielen ab auf
— Sicherstellung der Verfiigbarkeit der IT-Infrastruktur insbesondere im
Hinblick auf die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unter Nutzung von
wohnortnahem Arbeiten bzw. Arbeiten im Homeoffice
— Verbesserung der elektronischen Kommunikation zwischen Burger und
Verwaltung
— Anschaffung von mobiler Arbeitstechnik
— Anschaffung von Medien- und Kommunikationstechnik
Mittelbedarf:  313.096.900 €

2022 2023 2024 2025 2026 2027

76.079.950 € | 70.192.950 € | 53.464.600 € 53.868.400 € | 53.141.000 € | 6.350.000 €
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Lfd. Nr.:

Ressort:

43

Staatskanzlei und Ministerium fur Kultur

Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung

Malnahme:

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Lfd. Nr.:

Ressort:

Digitalisierung von 6ffentlichen Bibliotheken
Die offentlichen Bibliotheken in Sachsen-Anhalt sollen als Bildungs-,
Kommunikations- und Lernorte fungieren und fur jedermann zuganglich sein.
Wahrend der Pandemie wurde ersichtlich, dass die Bevolkerung vermehrt die
Bibliotheken Die

pandemiebedingten Einschrankungen und SchlieBungen der Bibliotheken

Angebote  der  Offentlichen nutzen  mdchte.
haben gezeigt, dass moderne technische Ausstattungen in Bibliotheken
dringend notwendig sind, um digital immer zugéanglicher zu werden (digitale
Zugange, Online-Angebote, E-Learning-Tools). Dafir ist zum einen die
technische Ausstattung fur die Nutzer und das Personal vor Ort notwendig und
zum anderen miussen mehr analoge Medieneinheiten und Lizenzen fir digitale

Medien erworben werden, um der steigenden Nachfrage gerecht werden zu

koénnen.
3.025.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
605.000 € | 605.000 €| 605.000 €| 605.000 €| 605.000 € 0€
44

Staatskanzlei und Ministerium fur Kultur

Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft

MalRnahme:

Erlauterung:

Notfallfonds fur Kultureinrichtungen und Kulturtrager zum Erhalt des
kulturellen Lebens und der kulturellen Bildung in der Flache
Die

Wiederbelebung und Wiederaufnahme der kulturellen Aktivitdten ist von

Die Auswirkungen der Pandemie auf die Kultur sind immens.
grol3er Wichtigkeit fur die soziale Teilhabe und den sozialen Zusammenhalt.

Fehlende Planungssicherheit zwingt Veranstalter, vorsichtiger und
kurzfristiger zu planen. Das Publikum reagiert z. T. zunachst zurlickhaltend.
Diese mittelbaren und unmittelbaren Auswirkungen der Pandemie schrénken
die Mdglichkeit von Kultureinrichtungen ein. Das Land ist daher gehalten, die
Kultureinrichtungen zu unterstitzen, geeignete Formate zu entwickeln, um
ihre jeweiligen kulturellen Angebote wieder aufzulegen. Hierbei sollen
Anschubfinanzierung in unterschiedlichen Bereichen unterstitzen:

— MikroKulturFonds zur Finanzierung von kleinen Vorhaben im Kulturbereich

— Projektférderung im Bereich Kinder- und Jugendkultur
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Mittelbedarf:

Lfd. Nr.:

Ressort:

— Projektférderung im Bereich der Soziokultur

— Projektférderung im Bereich der Traditions- und Heimatpflege

— Projektarbeit in Museen (Ausstellungen und Begleitprogramme zum Erhalt

der Museumslandschaft Sachsen- Anhalt)

— Stéarkung der Pandemieresilienz in Museen

1.873.600 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
669.200 € | 687.100€ | 407.300 € 55.000 € 55.000 € 0€
45

Staatskanzlei und Ministerium fir Kultur

Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung

MalRnahme:

Erlauterung:

Digitalisierung von Museen, kulturellen Einrichtungen und Kulturgutern
In der Pandemie ist deutlich geworden, wie wichtig kulturelle Angebote fir die
Gesellschaft sind. Es hat sich auch gezeigt, dass die bisherigen Angebote
insbesondere von Museen durch die notwendige Prasenz vor Ort an Grenzen
stol3en. Zum Teil gelten Einschrankungen und Hygieneanforderungen fur
Publikumsveranstaltungen fort bzw. kénnen kurzfristig wieder verscharft
werden. Zudem ist zu beobachten, dass das Publikum z. T. zuriickhaltend
reagiert. Die starkere Digitalisierung in den Museen und kulturellen
Einrichtungen bietet eine Chance, dem Publikum trotz pandemiebedingter
Schlie3zeiten die Angebote der Kultureinrichtungen sichtbar zu machen und
Wissensvermittlung zu ermdglichen. Diese Projekte sollen vor allem der

Pandemie-Resilienz dienen:

Digitales Museum - Datenbank fur Dauerausstellung im Landesmuseum

Erfassung und Digitalisierung von hochwertigen Kulturgutern

— Erstellung von Online-Videos zu Kulturgitern des Landesmuseums

— Digitalisierung der kulturlandschaftlichen Geldndetopographie

— Erstellung einer Anwender-Applikation zur Funderfassung und -
Ubermittlung durch ehrenamtlich Beauftragte der archaologischen
Denkmalpflege

— MafRnahmen der Digitalisierung von kulturellen Einrichtungen

— Digitalisierung in Zusammenhang mit Industriekultur

— Digitalisierungsprojekte der Kunststiftung Sachsen-Anhalt

— Digitalisierungsprojekte der Vereinigten Domstifter zu Merseburg und

Naumburg und des Kollegiatstifts Zeitz

— Digitalisierung von Kulturangeboten im UNESCO-Welterbe
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— Digitalisierung Ortschroniken

Mittelbedarf: 5.210.200 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.353.000 € 1.388.000 € 851.300 € 804.500 € 813.400 € 0€
Lfd. Nr.: 46
Ressort: Staatskanzlei und Ministerium fur Kultur

Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft

MalRnahme:

Erlauterung:

Pandemiebedingte Ausgleichszahlungen an Landeskultureinrichtungen
Aufgrund der Pandemie kam es in den Landeskultureinrichtungen zu
Mindereinnahmen (Ausfalle aufgrund der SchlieBung bzw. eingeschrankter
Betrieb) und Mehrausgaben (Umsetzung der Hygieneschutzmaflinahmen).
Die Kompensationszahlungen dienen dazu, dieses Defizit auszugleichen und
die  Arbeitsfahigkeit auch  unter

der  Landeskultureinrichtungen

Pandemiebedingungen weiter zu gewaébhrleisten. Betroffen sind:

Franckesche Stiftungen Halle

Kulturstiftung Dessau-Worlitz

— Kulturstiftung Sachsen-Anhalt

— Stiftung Bauhaus Dessau

— Stiftung Luthergedenkstatten

— Vereinigte Domstifter zu Merseburg und Naumburg und des Kollegiatstifts
Zeitz

— Historische Kuranlagen und Goethe-Theater Bad Lauchstadt GmbH

Hinweis: Minderausgaben sind bei der Ermittlung des Defizits bericksichtigt

worden.
Mittelbedarf:  623.100 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
573.100 € 10.000 € 10.000 € 15.000 € 15.000 € 0€
Lfd. Nr.: 47
Ressort: Staatskanzlei und Ministerium fir Kultur
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
Malnahme: Forderung fur freischaffende Kuinstlerinnen und Kiuinstler sowie

Erlauterung:

Soloselbstandige im Kulturbereich

Es liegt im erheblichen Interesse des Landes Sachsen-Anhalt, den
kunstlerischen Schaffensprozess erneut bzw. weiterhin zu ermdglichen, den

die Kulturschaffenden infolge der Corona-Pandemie nicht mehr oder nur noch
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eingeschrankt fortsetzen konnten. Ziel ist die Erhaltung und Stabilisierung
einer lebendigen und vielfaltigen Kulturszene in Sachsen-Anhalt nach der
Corona-Pandemie. Die mittelbaren und unmittelbaren Auswirkungen der
Pandemie schranken die Mdglichkeit von Kinstlern ein, ihr Schaffen in der
Offentlichkeit zu prasentieren und beriihren somit den Schutzbereich der
Kunstfreiheit. Das Land ist daher gehalten, geeignete Formate zu entwickeln,
das Wirken von Kiinstlern zu erhalten und aktiv zu unterstitzen.
Mittelbedarf:  5.590.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
2.795.000 € | 2.795.000 € 0€ 0€ 0€ 0€
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Lfd. Nr.:

Ressort:

48

Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Malnahme:

Erlauterung:

Bau des Landesamts fur Verbraucherschutz

Das LAV nimmt eine Schlisselfunktion auf den Gebieten 6ffentlicher
Gesundheitsdienst und Verbraucherschutz fir Aufgaben analytischer und
epidemiologischer Uberwachung in einer Pandemiesituation ein. Am Standort
Halle sind die analytischen Arbeiten zur Erregertypisierung als Grundlage der
epidemiologischen Uberwachung konzentriert. Hier werden u. a. PCR-Tests
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-COv-2 nach der
auf Basis des Infektionsschutzgesetzes vom Bund erlassenen Coronavirus-
Testverordnung sowie Gen-Sequentierungen des Coronaviruses nach der
Corona-Surveillanceverordnung durchgefuhrt. Hierfur ist eine reibungslos
funktionierende Laborinfrastruktur zwingend erforderlich. Daher ist ein
Neubau des Dienstgeb&dudes fir das LAV in Halle duf3erst dringend, da die
bisher genutzte Liegenschaft unter wirtschaftlichen Aspekten weder
nachhaltig erweitert, saniert bzw. weiterentwickelt werden kdnnte. Nach
derzeitig bekanntem Stand ist ein komplexer Neubau des LAV (Laborgebaude
und Verwaltungsgeb&dude) die wirtschaftlichste Variante.

Mittelbedarf:  70.768.300 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
0€ 14.153.700 € 14.153.600 € 14.153.600 € | 14.153.600 € | 14.153.800 €
Lfd. Nr.: 49
Ressort: Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

Malnahme:

Erlauterung:

Installation und Erneuerung von stationaren raumlufttechnische
Anlagen (,RLT-Anlagen*)

Haupttbertragungsweg von SARS-CoV-2 ist die Ausbreitung tGber Aerosole in
der Luft, die unter bestimmten Umstanden stundenlang in der Luft bleiben
kénnen. Das Risiko einer Ansteckung steigt u.a. mit zunehmender
Personenzahl, langerer Aufenthaltsdauer, lautem Sprechen und ist zudem
abhangig von den herrschenden Luftbedingungen. Zur Verringerung des
Infektionsrisikos ist ein hoher Luftaustausch mit hohem Frischluftanteil wichtig,
denn unter AulRenluftbedingungen werden virushaltige Partikel rasch verdiinnt

und weitestgehend unschadlich gemacht.
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RLT-Anlagen werden installiert bzw. erneuert in

offentlichen Gebauden des Ressortbaus

Klassenraumen der Landesschulen

offentlichen Gebauden der Hochschulen

Mittelbedarf: 11.426.300 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
3.926.300 € | 2.750.000 € 1.750.000 € | 1.000.000 € 1.000.000 € | 1.000.000 €
Lfd. Nr.: 50
Ressort: Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement

MalRnahme:

Erlauterung:

Baumafinahmen in der Zentralen Aufnahmestelle fir Flichtlinge

Die Baumalinahmen dienen zur Verringerung des Infektionsrisikos, in dem
Kohorten vermieden und das dortige Gesundheitswesen gestarkt werden soll.
Finanziert werden in der ZASt Halberstadt

die Errichtung eines weiteren Containers,

— die Unterbringung von Medicare nach Fertigstellung des
Verwaltungsgebéaudes,
— der Einbau von Luftfilteranlagen im Verwaltungsbereich.
Mittelbedarf: ~ 500.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
500.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 51
Ressort: Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung

MalRnahme:

Erlauterung:

Projekt , ITN-XT* — Bauliche Ertiichtigung der Bestandsgeb&ude

Fur das strategisch wichtige Projekt ITN-XT, welches aufgrund des durch die
Pandemie zu Tage getretenen notwendigen Digitalisierungsschub eine noch
hohere Bedeutsamkeit gewonnen hat, wird die angemeldete bauliche
Ertlichtigung anteilig in geschatzter Héhe von 30 v.H. der voraussichtlichen

Kosten dem Sondervermdgen Corona zugeordnet.

Mittelbedarf:  24.150.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
4.950.000 € | 4.800.000 € | 4.800.000 € | 4.800.000 € | 4.800.000 € 0€
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Lfd. Nr.:

Ressort:

52

Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung

Malnahme:

Erlauterung:

Baumaflnahme an der Martin-Luther-Universitat Halle (, Kihn-Haus")
Digitale Lehre ist fur die Universitat die zentrale Herausforderung wahrend der
gegenwartigen Pandemie. Die Ertiichtigung des Kiihn-Hauses dient u. a. dazu,
das Zentrum fur multimediales Lehren und Lernen (LLZ) der Universitat sowie
die Hochschulambulanz unterzubringen. Das LLZ spielt eine zentrale Rolle im
Rahmen der Digitalisierung der akademischen Lehre an der Universitat, wozu
auch eine auf Dauer angelegte Infrastruktur fir die Durchfiihrung
elektronischer Prifungen gehort. Die Hochschulambulanz gehdrt zum Institut
fur Psychologie und ist beauftragt die Folgen der Pandemie im
Zusammenhang mit der Gestaltung der Lehre zu untersuchen.

Ca. 30 v.H. der geschéatzten Gesamtbaukosten kénnen dem Sondervermdgen

Corona zugeordnet werden.

Mittelbedarf: 6.300.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
300.000 € 1.200.000 € | 2.100.000 € | 1.800.000 € | 900.000 € 0€
Lfd. Nr.: 53
Ressort: Ministerium der Finanzen

Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung

MalRnahme:

Erlauterung:

Baumafnahmen an der Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg

Die dringend erforderliche Modernisierung und Erweiterung von IT-
Infrastruktur wurde durch die Corona-Pandemie immer deutlicher. Durch den
Aufbau eines Rechenzentrums "Nord" gewahrleistet werden. Des Weiteren
sollen zur Aufrechterhaltung der lehre wahrend der Pandemie HoOrsdale zu

hybriden Lehr- und Konferenzrdumen umgestaltet werden.

Mittelbedarf: ~ 9.100.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
300.000 € | 1.300.000 € | 3.200.000 € | 3.900.000 € | 400.000 € 0€
Lfd. Nr.: 54
Ressort: Ministerium der Finanzen
Handlungsfeld: Resilienz  durch Digitalisierung/  Starkung Gesundheitswesen und

Gesundheitsmanagement
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MalRnahme:

Erlauterung:

Weitere Baumal3inahmen an Hochschulen
Es handelt sich um BaumalRnahmen an Hochschulen, die dazu dienen, die
Lehre auch wéhrend der Pandemie aufrecht zu erhalten. Dazu gehdren die
Verkabelungen zur Installation von Medientechnik und Netzwerkkabeln in
die
Luftfiltergeraten/ Liftungsanlagen, die pandemiegerechte Ertlichtigung der
die

Zutrittskontrollsystemen, die Kihlung und Klimatisierung von zentralen

Horsdalen und Seminarrdumen, Anschaffung/ Installation von

Hygienebereiche (kontaktarmer Bedienelemente), Installation von
Serverraumen.

Finanziert werden:

— HS Merseburg

— Kunst-HS Burg Giebichenstein

— HS Anhalt
Mittelbedarf: 3.892.500 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027

1.577.500 € | 1.565.000 € 750.000 € 0€ 0€ 0€
Lfd. Nr.: 55
Ressort: Ministerium der Finanzen
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Malnahme: Personal zur Umsetzung zusatzlicher aus dem Sondervermdgen

Erlauterung:

Corona finanzierter und umzusetzender Bauprojekte

Bereitstellung von zuséatzlichem befristeten Personal zur Bewaltigung des

zusétzlichen Bauvolumens (mind. 9 VzA — Bruttopersonalkosten und
Sachkosten)
Mittelbedarf:  4.518.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
576.750 € | 753.000€ | 753.000€ | 753.000€ | 753.000€ | 929.250 €
Lfd. Nr.: 56
Ressort: Ministerium der Finanzen
Handlungsfeld: Restart Wirtschaft und Gesellschaft
Malnahme: Erhohung des Ausfalltitels fur Landesbirgschaften und Landes-

Erlauterung:

garantien

Aufgrund der aktuellen Corona bedingten Wirtschaftskrise ist mit erhdhten
Ausfallen im Bereich der Landesbirgschaften und Landesgarantien (z. B. in
der Industrie, im Dienstleistungsbereich, in der Gastronomie und der Hotellerie)

zu rechnen.
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Mittelbedarf: ~ 50.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
10.000.000 € | 10.000.000 € | 10.000.000 € | 10.000.000 € | 10.000.000 € 0€
Lfd. Nr.: 57
Ressort: Ministerium der Finanzen
Handlungsfeld: Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
MalBnahme:  Zuschisse an die Universitatskliniken

Erlauterung:

Mittelbedarf:

Die Pandemie verursacht Kapazitatseinschrankungen im Versorgungsauftrag

der Universitatsklinik und damit auch verringerte Erléseinnahmen.
Andererseits geht sie mit Steigerungen der Verbrauche im Medizin-,
Wirtschafts- und Instandhaltungsbereich sowie des Personalbedarfs einher.
Die pauschale Zuweisung der Mittel sollen das Universitatsklinikum befahigen,
pandemiebedingten Ausféllen zu begegnen und gleichzeitig anteilig
notwendige

Investitionen zu tatigen, um die Widerstandfahigkeit des

Gesundheitssektors des Landes bei einer zukinftigen Pandemie zu erhéhen.

320.000.000 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
320.000.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
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Lfd. Nr.:

Ressort:

Handlungsfeld:
Maflnahme:

Erlauterung:

58

Ministerium fur Wirtschaft, Landwirtschaft und Forsten/

Staatskanzlei und Ministerium fur Kultur

Tourismus,

Restart Wirtschaft und Gesellschaft

Administrierungskosten zur Umsetzung Corona-bedingter Mainahmen
Zur Uberwindung der Folgen der Corona-Krise wurden unterschiedliche
Hilfsprogramme aufgelegt. Die Administrierung der Férdermalinahmen erfolgt
durch die Investitionsbank ST. Die dafiir entstehenden Kosten sind der
Investitionsbank zu erstatten, zum Beispiel fur die Umsetzung von

— Corona-Soforthilfe,
— Corona-Uberbriickungshilfe I, 11, 11l und 111+,

Corona-November- und -Dezemberhilfe sowie der Hartefallfonds,
"Richtlinie SARS-CoV-2-Hilfen Kulturvereine",

— Kulturinvestitionsprogramm Digitalisierung im Rahmen von EU-REACT.

Weitere Hilfsprogramme kénnen hinzukommen.

Mittelbedarf:  29.873.500 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
16.533.100 € | 7.909.900 € | 2.276.500 € | 1.790.700 € | 1.147.200 € 216.100 €
Lfd. Nr.: 59
Ressort: Ministerium fir Inneres und Sport/ Ministerium fir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Gleichstellung/ Ministerium der Finanzen
Handlungsfeld: Resilienz durch Digitalisierung
MalRnahme:  Anschaffung von Medientechnik und damit zusammenhangende

Erlauterung:

Mittelbedarf:

bauliche Ertiichtigung von Beratungsraumen
Video- und Telefonkonferenzen sind in Pandemiezeiten das entscheidende
Medium zur Kommunikation. Dafiir muss Medientechnik angeschafft werden,

um geplante Veranstaltungen online durchzufihren (auch Ton- und

Lichttechnik). Dariiber hinaus sind Mafinahmen zur Verbesserung der
Raumakustik vorgesehen.
146.100 €
2022 2023 2024 2025 2026 2027
146.100 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
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Lfd. Nr.:

Ressort:

Handlungsfeld:
Maflnahme:

Erlauterung:

60

Ministerium fir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung/ Ministerium
fur Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt/ Ministerium der Finanzen
Starkung Gesundheitswesen und Gesundheitsmanagement
Sektorentbergreifende Versorgungsstrukturen

Um kinftig akute Versorgungskrisen, wie z.B. die aktuelle Corona-Pandemie,
besser bewadltigen zu koénnen, missen notwendige medizinische
Versorgungsstrukturen vorhanden sein. Ziel ist daher eine qualitativ
hochwertige und  flachendeckende Gesundheitsversorgung. Die
Grundversorgung muss wohnortnah da stattfinden, wo die Menschen leben.
Das gegenwartige Vergutungssystem fir Krankenhduser stellt aber das
Uberleben vieler kleiner Einrichtungen im landlichen Raum infrage. Um die
flachendeckende Versorgung zu sichern, muss die Mdglichkeit geschaffen
werden, regionale und integrative Gesundheitszentren einzurichten, die
ambulante und stationdre Versorgung unter einem Dach anbieten und als
kleine Behandlungseinheiten vor Ort ggf. mit wenigen Betten zur
Uberwachung von Patientinnen und Patienten ausgestattet sind. Da die
rechtlichen Voraussetzungen auf Bundesebene noch nicht vorliegen, miissen
fur eine Ubergangszeit Modell- und Pilotprojekte auf Landesebene geschaffen
werden. Ziel ist es, liber eine Anschubfinanzierung bis zu einer Uberfiihrung
in die Regelfinanzierung sektortibergreifende Versorgungsstrukturen (Umbau
in ambulante Bereiche, IT-Ausrlistung) und inter- sowie multiprofessionelle
Teamzusammenarbeit aufzubauen, um kinftig akute Versorgungskrisen
besser bewadltigen zu koénnen. Unabhdngig davon, ob diese
Gesundheitszentren kinftig schwerpunktmaRig stationdre oder ambulante
Leistungen anbieten, muss ihre fachliche Kompetenz gestarkt werden.
Erreicht wird dies durch eine enge Anbindung an ein Haus der Schwerpunkt-
oder Maximalversorgung. Eine besondere Rolle ist den Universitatskliniken
wahrend der Pandemie zugekommen, die den Nord- und Stidcluster Sachsen-
Anhalts gesteuert haben und somit in der Lage sind, als einen weiteren
Baustein ihres Versorgungsauftrages zukinftig die Patientenbehandlungen in
der Flache zu sichern. Dies bedarf innovativer Versorgungsmodelle, wie die
Schaffung von ambulant-stationdren Gesundheitszentren, die an das jeweilige
Universitatsklinikum angegliedert und als kleine Behandlungseinheiten vor Ort
mit wenigen Betten zur Uberwachung von Patientinnen und Patienten
ausgestattet sind. Das Personal wird den Gesundheitszentren teilweise direkt

und teilweise Uber Rotationsplane aus den Unikliniken (universitare Expertise
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in der Flache) zugeordnet und ist somit in der Lage, Diagnostik durchzufiihren
und mittels Tele-Konsile zu Universitdten oder anderen geeigneten
ambulanten oder stationdren medizinischen Versorgern eine aussagefahige
Einschatzung des Gesundheitszustandes vorzunehmen und die Patientinnen
und Patienten adaquat medizinisch zu versorgen. Die rechtlichen Grundlagen
— auch zur dauerhaften Finanzierung — werden vom Bund erwartet. Fir
Modelle und zur Anschubfinanzierung werden neben der Finanzierung durch
die Kostentrager auch Landesmittel benétigt.

Mittelbedarf: 63.327.023 €

2022

2023 2024 2025 2026 2027

3.827.023 €

17.500.000 € | 14.000.000 € | 14.000.000 € | 14.000.000 € 0€

43



	Einfügen aus "197 vorb anl top 15.1.pdf"
	Gesetzentwurf
	–
	Landesregierung

	d0327anlage.pdf
	Maßnahme:  Einrichtung Katastrophenschutzstab der Landesregierung
	Maßnahme:  Beschaffung von Technik zur Digitalisierung aller Rettungsmittel
	Maßnahme:  Erweiterung um ein Laserwaffen- und Simulationssystems zur Aufrechterhaltung des Schießbetriebs
	Maßnahme:  Ausstattung der Polizei mit mobiler Informationstechnologie
	Maßnahme:  Beschaffung eines Impfmobils
	Maßnahme:  Beschaffung von Netzersatzanlagen
	Maßnahme:  Zuschüsse an Sportvereine und Sportverbände zur Unterstützung bei der Bewältigung der Folgen des Pandemiegeschehens
	Maßnahme:  Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
	Maßnahme:  Digitalisierung von sozialen Einrichtungen und Beratungsstellen
	Maßnahme:  Schulgeldfreiheit für Pflegehelferinnen und Pflegehelfer
	Maßnahme:  Investitionen in die soziale Infrastruktur zur Sicherstellung der Hygieneschutz-Standards
	Maßnahme:  Investitionen Krankenhäuser – Krankenhauszukunftsgesetz
	Maßnahme:  Investitionen Krankenhäuser – Medizinisch-technische Großgeräte inkl. baulicher Anpassungen
	Maßnahme:  Ausstattung mit Luftfiltern in Einrichtungen der freien Träger der Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit
	Maßnahme:  Maßnahmen zum Gewaltschutz und für Beratungsstellen für Frauen und deren Kinder
	Maßnahme:  Ausstattung der Hochschulen mit mobilen Luftfilteranlagen
	Maßnahme:  Digitalisierungsmaßnahmen an den Hochschulen
	Maßnahme:  Ersatzbeschaffung und Ergänzungsbeschaffung für Großgeräte
	Maßnahme:  Vorhaben zur Pandemieforschung
	Maßnahme:  Ausgleichszahlungen an die außeruniversitären Forschungs-einrichtungen
	Maßnahme:  Digitalisierungsmaßnahmen an außeruniversitären Forschungs-einrichtungen
	Maßnahme:  Ausstattung der außeruniversitären Einrichtungen mit mobilen Luftfilteranlagen
	Maßnahme:  Durchführung SARS-CoV-2 Abwasser Screening
	Maßnahme:  Arbeitsschutz und Gesundheitsprävention im Schulbereich
	Maßnahme:  Digitalisierungsmaßnahmen in anerkannten Einrichtungen der Erwachsenenbildung nach Erwachsenenbildungsgesetz Sachsen-Anhalt
	Maßnahme:  Digitalisierungsmaßnahmen an Schulen
	Maßnahme:  Maßnahmen zur Bewältigung von Lernrückständen
	Maßnahme:  Digitalassistenz für Schulen
	Maßnahme:  Umsetzung pandemieresilienter Baumaßnahmen an Schulen
	Maßnahme:  Business Resilienz: Wirtschaft digitalisieren – mit Digitalisierung widerstandsfähiger werden
	Maßnahme:  Förderung der Tourismuswirtschaft
	Maßnahme:  Kofinanzierung des Landes für die laufende Antragsinitiative zum European Digital Innovation Hubs (EDIH)
	Maßnahme:  Verlängerung des Vorbereitungsdienstes der Forstinspektoranwärter „Forst Dual“ (Einstellungsjahr 2019 und 2020)
	Maßnahme:  Kofinanzierung des Landes für zusätzliche GRW-Maßnahmen
	Maßnahme:  Personelle Verstärkung der sozioökonomischen Beratung
	Maßnahme:  Ausstattung der Dienstgebäude mit mobilen Luftfilteranlagen und CO2-Messgeräten
	Maßnahme:  Einführung einer elektronischen Verkündung
	Maßnahme:  Digitalisierung der Verbraucherberatung
	Maßnahme:  Ausgleich coronabedingter finanzieller Nachteile im öffentlichen Personennahverkehr (Rettungsschirm 2020/2021) – Landeskofinanzierung für die Inanspruchnahme der zusätzlichen Regionalisierungsmittel des Bundes
	Maßnahme:  Digitale Infrastrukturen
	Maßnahme:  Onlinezugangsgesetz
	Maßnahme:  Digitalisierung in der Landesverwaltung
	Maßnahme:  Digitalisierung von öffentlichen Bibliotheken
	Maßnahme:  Notfallfonds für Kultureinrichtungen und Kulturträger zum Erhalt des kulturellen Lebens und der kulturellen Bildung in der Fläche
	Maßnahme:  Digitalisierung von Museen, kulturellen Einrichtungen und Kulturgütern
	Maßnahme:  Pandemiebedingte Ausgleichszahlungen an Landeskultureinrichtungen
	Maßnahme:  Förderung für freischaffende Künstlerinnen und Künstler sowie Soloselbständige im Kulturbereich
	Maßnahme:  Bau des Landesamts für Verbraucherschutz
	Maßnahme:  Installation und Erneuerung von stationären raumlufttechnische Anlagen („RLT-Anlagen“)
	Maßnahme:  Baumaßnahmen in der Zentralen Aufnahmestelle für Flüchtlinge
	Maßnahme:  Projekt „ITN-XT“ – Bauliche Ertüchtigung der Bestandsgebäude
	Maßnahme:  Baumaßnahme an der Martin-Luther-Universität Halle („Kühn-Haus")
	Maßnahme:  Baumaßnahmen an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
	Maßnahme:  Weitere Baumaßnahmen an Hochschulen
	Maßnahme:  Personal zur Umsetzung zusätzlicher aus dem Sondervermögen Corona finanzierter und umzusetzender Bauprojekte
	Maßnahme:  Erhöhung des Ausfalltitels für Landesbürgschaften und Landes-garantien
	Maßnahme:  Zuschüsse an die Universitätskliniken
	Maßnahme:  Administrierungskosten zur Umsetzung Corona-bedingter Maßnahmen
	Maßnahme:  Anschaffung von Medientechnik und damit zusammenhängende bauliche Ertüchtigung von Beratungsräumen
	Maßnahme:  Sektorenübergreifende Versorgungsstrukturen



